
Suchergebnisse: Sozialdemokrat

März 1864 – Die Geschichte der Sozialdemokratie beginnt nun auch in Bayern

Augsburg * Eine Gruppe Augsburger Arbeiter tritt dem 1863 in Leipzig gegründeten Allgemeinen

Deutschen Arbeiterverein - ADAV bei. Damit beginnt in Bayern die Geschichte der

Sozialdemokratie, denn der ADAV ist die erste selbstständige deutsche Arbeiterpartei.

1. August 1869 – Die erste sozialdemokratische Zeitung erscheint in Bayern

München * Die erste sozialdemokratische Zeitung „Der Proletarier - Sozialdemokratisches

Arbeiterwochenblatt“ in Bayern erscheint. 

28. Mai 1871 – Die „Blutige Woche“ endet

Paris * Die „Blutige Woche“, in deren Verlauf grausame Rache an den aufständischen Frauen

und Männer aus Paris geübt wird, endet auf dem Friedhof von Père-Lachaise. Rund 30.000 Tote,

mindestens 50.000 Verschwundene, fast 40.000 Verhaftete sind die Opfer. Die Mehrzahl der

13.000 Verurteilten werden nach Neukaledonien deportiert.    So etwas, darüber sind sich die

konservativen Politiker und Militärs - in Hinblick auf die deutsche Sozialdemokratie - einig, darf in

Deutschland nie passieren. Die in Paris gemachten Erfahrungen münden später in das „Gesetz

gegen die gemeingefährlichen Bestrebungen“, kurz gesagt, das „Sozialistengesetz“ vom 21.

Oktober 1878. 

18. Juni 1871 – „Der Proletarier“ stellt sein Erscheinen ein

München * Die sozialdemokratische Zeitung „Der Proletarier“ stellt sein Erscheinen ein, nachdem

die Redakteure Robert Neff und Jacob Franz wegen Beleidigung der Staatsregierung zu drei

beziehungsweise fünf Monaten Gefängnis verurteilt worden sind. 

30. Juni 1871 – Die SAP hat etwa 500 Mitglieder in ganz Bayern

Königreich Bayern - München * Die Sozialdemokratische Arbeiterpartei - SAP hat etwa 500
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Mitglieder in ganz Bayern, in München 43. 

1874 – Gründung von „Krieger- und Veteranenvereinen“

München * Nach dem erfolgreichen Verlauf des Siebzigerkrieges und der Reichsgründung kommt

es zur Hinwendung des Bürgertums und der Arbeiterschaft zur Armee; und selbst

sozialdemokratisch geprägte Arbeiter sind stolz auf ihre aktive Dienstzeit. In der Folge kommt es

zur Gründung von militärischen Vereinen, wie der Münchner Gesellschaft der Offiziere des

Beurlaubtenstandes von 1879, aber auch einer Reihe von Krieger- und Veteranenvereinen.   

Den Dachverband für den überwiegenden Teil dieser Vereine bildet der im Jahr 1874 gegründete

Bayerische Veteranen-, Krieger- und Kampfgenossenbund, der bis zum Jahr 1899 im gesamten

Königreich Bayern 2.573 Einzelvereine mit knapp 190.000 Mitgliedern umfasst.    Die

Kriegervereine werden bei ihrer Gründung auch als ein „Bollwerk gegen die sozialdemokratischen

Umtriebe“ verstanden. Vollkommen unnötig. Denn so mancher „Fürstenfeind“, der beizeiten

durchaus lautstark und öffentlich den Umsturz verkündete, schmettert zur rechten Zeit „ein

bayerisches Soldatenlied voller martialischer Treue zum angestammten Herrscherhaus“. 

1874 – Der Sozialdemokratische Verein wird aufgelöst

München * Auf Betreiben des Münchner Polizeidirektors Max Freiherr von Feilitzsch wird der

Sozialdemokratische Verein aufgelöst. Von 1875 bis 1878 werden 568 Verfahren wegen

„geheimer Verbindung und verbotener Affiliation“ eingeleitet. 

13. März 1874 – Fest zur Feier der Pariser Commune

München-Ludwigsvorstadt * Die Münchner Sozialdemokraten organisieren ein stark besuchtes

„Arbeiter-Massenfest zur Feier der Pariser Commune“ in den Räumlichkeiten der Centralsäle.

1878 – Sozis verbieten - Sozialgesetzgebung ankündigen

Deutsches Reich * Alle sozialistischen oder sozialdemokratischen Organisationen werden

verboten.   Zugleich wird eine Sozialgesetzgebung angekündigt, welche die Arbeiter gegen

Unfälle, Krankheiten und Altersarmut absichern soll.
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1878 – Das katholische Stadtpfarramt lehnt die Leichenverbrennung ab

Gotha * In Gotha entsteht Deutschlands erste Leichenverbrennungsanlage. Der Münchner

Magistrat befragt daraufhin die drei Religionsgemeinschaften über Einwände gegen die

Feuerbestattung. Während die Israelitische Kultusgemeinde keinerlei Einwand sieht und das

protestantische Stadtpfarramt Änderungen des Ritus für unnötig erachtet, lehnt das katholische

Stadtpfarramt die Leichenverbrennung kategorisch ab.      Fürsprecher findet diese

Bestattungsform bei den Sozialdemokraten. Sie fordern eine allgemeine Einführung der

Feuerbestattung als einzige Möglichkeit, Chancengleichheit zu gewähren, da mit der

Leichenverbrennung endlich die Klassenbegräbnisse hinfällig werden würden.  

21. Oktober 1878 – Gesetz gegen die gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozialdemokratie

Berlin - Deutsches Reich - München-Au * Da die Zahl der Anhänger der sozialistischen

Arbeiterbewegung ständig wächst und von Wahlerfolg zu Wahlerfolg eilt, setzt Reichskanzler Otto

von Bismarck das Gesetz gegen die gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozialdemokratie in

Kraft.    Davon unabhängig fördern die Bischöfe die katholischen Werktätigen finanziell und ideell

mit der Organisation von Arbeitervereinen, darunter den Katholischen Arbeiterbund und dem

Kolpingverein. Auch die Josephshäuser in der Hochstraße zeugen von diesen Aktivitaten.   

Während es den sozialdemokratischen Arbeitervertretungen um eine harte Vertretung der

Arbeitnehmerinteressen gegenüber den Unternehmern und dem Staat geht, ist das oberste Ziel

der katholischen Arbeitervereine die „christliche Lebensführung der Arbeiterfamilien“ und die

Förderung sowie den Erhalt von „Religion und Sittlichkeit bei den Arbeitern“.

28. Oktober 1878 – Der Reichstag verabschiedet das Sozialistengesetz

Berlin * Der Reichstag verabschiedet mit den Stimmen der Konservativen und Nationalliberalen

das Gesetz zur Bekämpfung der gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozialdemokratie. Es gilt

bis 1890.

28. Oktober 1884 – Über das Kolonialfieber die Reichstagswahlen beeinflussen

Berlin * Reichskanzler Otto von Bismarck ändert seine Einstellung gegenüber der

Kolonialpolitik in Hinblick auf die Reichstagswahlen aus innenpolitischen Gründen. Über das

Kolonialfieber will Bismarck die am 28. Oktober angesetzten Reichstagswahlen zugunsten der
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regierungsfreundlichen Parteien zu beeinflussen, da die bürgerliche Linke und die

Sozialdemokratie offen zu ihrer Kolonialgegnerschaft steht.    Und tatsächlich verliert das

linksliberale Lager, bestehend aus der Deutschen Fortschrittspartei, der Liberalen Vereinigung,

der Deutschen Freisinnigen Partei und der Deutschen Volkspartei 41 Sitze im Reichstag und fällt

von 115 auf 74 Mandate zurück. Unabhängig davon können die Sozialdemokraten - trotz der

Behinderungen durch das Sozialistengesetz - ihre Mandate von 12 auf 24 verdoppeln. 

29. August 1885 – Weitere Schulden. Es muss etwas geschehen!

München * Finanzminister Emil von Riedel muss feststellen, dass König Ludwig II. inzwischen

weitere sechs Millionen Mark Schulden aufgehäuft hat. Damit ist der Schuldenstand des Königs

auf die wenig märchenhafte Summe von fast 14 Millionen Mark angewachsen.    Johann von

Lutz, der Vorsitzende des bayerischen Ministerrats stellt daraufhin - devot zwar im Ton, aber

unmissverständlich in der Aussage - die Forderung nach Sanierung des königlichen Haushaltes.

Er meint damit konkret die Unterbrechung des Schlösserbaus. Da aber König Ludwig II. keinerlei

Verständnis für die Vorschläge zeigt, muss - auch in Hinblick auf den Ansehensverlust der

Monarchie - etwas geschehen.     Man hat zwar in Bayern das Gesetz gegen die

gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozialdemokratie eingeführt und zusätzlich verschärft,

aber dennoch das unaufhaltsame Anwachsen der Arbeiterbewegung nicht verhindern können.

30. September 1890 – Das  Sozialistengesetz läuft aus

Berlin * Das stets befristete Ausnahmegesetz „Gegen die gemeingefährlichen Bestrebungen der

Sozialdemokratie“ läuft aus. Reichskanzler Otto von Bismarck ist im März 1890 grollend

abgetreten.

1. Juli 1891 – Georg von Vollmar (SPD) hält seine sogenannten Eldorado-Reden

München * Der bayerische Sozialdemokrat Georg Heinrich von Vollmar hält am 1. und am 6. Juli

seine sogenannten „Eldorado-Reden“ [so genannt nach dem Lokal]. Nach dem Auslaufen der

„Sozialistengesetze“ - so Vollmar - könne man „den Weg der Verhandlungen betreten und

versuchen, auf der Grundlage der heutigen Staats- und Gesellschaftsordnung Verbesserungen

wirtschaftlich und politischer Art herbeizuführen“. Die Idee, eine gewaltsame soziale Revolution

sei unvermeidlich, ist damit ebenso aufgegeben wie die Theorie von Karl Marx. Außerhalb

Bayerns werden Vollmars Ansichten nur wenig akzeptiert. 
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12. Juli 1893 – In Bayern finden Landtagswahlen statt

Königreich Bayern * Bei der Neuwahl zum Bayerischen Landtag können zwei neue Parteien in

die Abgeordnetenkammer einziehen.      Die Sozialdemokratische Partei Deutschlands -

SPD erhält fünf Mandate,  der Bayerische Bauernbund - BBB stellt sogar neun Abgeordnete.   

Das Zentrum, das aus der Patriotischen Partei hervorgegangen ist, verfügt nur noch über 74

Mandate.      Aufgrund der unterschiedlichen Bestimmungen in Reich, Land und Stadt sind    bei

der Landtagswahl 56.100, hingegen  bei der Reichstagswahl 106.800, und  bei der

Kommunalwahl aber nur 19.292 Münchner wahlberechtigt. 

5. Dezember 1893 – Nur 19.292 Münchner haben das Wahlrecht für die Stadtratswahl

München * Kommunalwahl: Von den rund 380.800 Einwohner Münchens haben gerade einmal

19.292 das Wahlrecht für die Stadtratswahl. Die Wahlberechtigten setzen sich vor allem Haus-

und Grundbesitzern, selbstständigen Handwerkern, Geschäftsleuten und Industriellen

zusammen.       Nur der darf wählen, der das (gebührenpflichtige) Bürgerrecht besitzt.  

Voraussetzung dafür sind unter anderem der Besitz des Heimatrechts, ein ständiger Wohnsitz in

München, die Entrichtung von Steuern sowie Unbescholtenheit und Volljährigkeit.   Tagelöhner,

Handwerksgesellen, kleine Gewerbetreibende und Frauen sind vom politischen Leben nahezu

ausgeschlossen.        Trotzdem kann Georg Birk als erster Sozialdemokrat in das

Gemeindekollegium einziehen. 

1895 – Im Sinne der Sozialdemokratie

München * Die Inbetriebnahme der elektrischen Trambahn ist auch im Sinne der immer stärker

werdenden Sozialdemokratischen Partei, die die Kommunalisierung der Versorgungsbetriebe der

Stadt fordert. Damit sind auch die Verkehrsbetriebe und die Straßenbeleuchtung gemeint, die

nach ihrer Auffassung der „Privatausbeutung zu entziehen“ waren.   Entgegen dem

wirtschaftsliberalen Kurs der Stadtgemeinde-Kollegien wollen die Münchner Sozialdemokraten

die Zerschlagung der Monopole. Das vor allem deshalb, weil sie in der Straßenbahn ein

volksnahes und preisgünstiges Verkehrsmittel sehen. 

1898 – Die hohe sozialpolitische Bedeutung der Herbergen

München-Au * Dr. Joseph Freudenberger schreibt über die hohe sozialpolitische Bedeutung der
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Herbergen: Es ist „nicht zu verkennen, daß sie gegen die sozialistischen Irrlehren vielfach feit, die

ja bekanntlich darauf hinausgehen, Unzufriedenheit und Haß zu säen, und den diesen Gefühlen

Verfallenen zum Kampfe gegen die Besitzenden aufzustacheln, wogegen jeder, der einen, wenn

auch noch so kleinen Besitz hat, veranlaßt und verpflichtet ist, für Erhaltung der bestehenden

Verhältnisse einzutreten.    Nimmt man ihm aber diesen Besitz, fertigt man ihn und seine

Ansprüche mit einer schnöden Summe Geldes ab, so wirft man ihn der Umsturzpartei [gemeint

waren damit die Sozialdemokraten] förmlich in die Hände.“

17. Juli 1899 – Zentrum und SPD schließen ein Wahlbündnis

Bayern * Bei den Wahlen erhalten die Liberalen nur noch 44 Mandate [- 23], das Zentrum, der

Bayerische Bauernbund und die SPD können leicht zulegen, die Sozialdemokraten ihr Ergebnis

von fünf auf elf Mandate mehr als verdoppeln.      Bei dieser Wahl schließen das Zentrum und die

SPD, die sonst nur wenig Gemeinsamkeiten haben, erstmals ein Bündnis, wonach sie sich

gegenseitig in den drei Wahlbezirken München, Zweibrücken und Speyer ihre Stimmen geben, je

nach den größeren Wahlchancen der örtlichen Kandidaten. Auf diese Weise sollen die Tücken

des Mehrheitswahlrechts überwunden werden, wonach sämtliche Stimmen für die unterlegenen

Kandidaten innerhalb eines Wahlkreises verfallen. 

15. August 1900 – „Die gefangenen Chinesen haben wir alle totgeschossen"

Berlin - Provinz Shandong - China * Im Reichstag verlesen Sozialdemokratische

Abgeordnete Briefe von deutschen Soldaten, die an der brutalen Niederschlagung des

Boxer-Aufstandes in China teilgenommen haben. Darin heißt es: „Die gefangenen Chinesen

haben wir alle totgeschossen, aber auch alle Chinesen, die wir sahen und kriegten, haben wir alle

niedergestochen und -geschossen“. 

16. Juni 1903 – Wahlen zum 11. Deutschen Reichstag

Deutsches Reich - Berlin * Bei den Wahlen zum 11. Deutschen Reichstag erringen die

Sozialdemokraten 81 Mandate und bilden damit die zweitstärkste Fraktion.

25. Januar 1907 – Die Hottentottenwahl bringt massive Mandatsverluste für die SPD
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Deutsches Reich * Die Reichstagswahl, die sogenannte Hottentottenwahl, führt im Reich zu

einem konservativen Richtungsumschwung in der Sozialdemokratischen Partei.  Die

Reichstagswahl bringt für die Sozialdemokratische Partei Deutschlands - SPD herbe

Mandatsverluste ein. Die Sozis stürzten - auch aufgrund des ungerechten

Dreiklassen-Wahlrechts - von 81 auf 43 Sitze im Reichstag ab und verlieren somit 38

Mandate. Das ist die schwerste Wahlschlappe, die die SPD bis dahin einstecken musste.  Der

Reichsregierung ist dies zweifellos mit ihrem Appell an die vaterländischen Instinkte gelungen.

Gleichzeitig war dadurch die Kolonialismus-kritische schwarz-rote Mehrheit im

Reichstag gebrochen. Die Konservativen, bestehend aus der Deutschkonservativen Partei, der

Deutschen Reichspartei und der Nationalliberalen Partei billigen umgehend den

Nachtragshaushalt und damit die weitere Finanzierung des Kolonialkrieges in Übersee.  Für die

Sozialdemokratie hat der Ausgang der Wahl einen erzieherischen Einfluss. Die

SPD-Parteiführung will künftig ihre nationale Zuverlässigkeit stärker in den Mittelpunkt stellen.

Das bedeutet aber gleichzeitig die „Bereitschaft zur Vaterlandverteidigung“ nach vorne und die

Kritik an der deutschen Weltpolitik nach hinten zu stellen.  Diesen Schritt will Kurt Eisner -

aufgrund seiner aus der „Marokkokrise“ gezogenen Erkenntnisse - keinesfalls mitgehen. In der

Fränkischen Tagespost, der er seit März 1907 angehört, warnt er nachdrücklich vor dem

„Nachlassen im Kampf gegen den Militarismus“. 

31. Mai 1907 – Ergebnis der bayerischen Landtagswahlen 1907

Königreich Bayern * Bei den bayerischen Landtagswahlen erhalten    das Zentrum 98 (- 4),  die

Fortschrittspartei 25 (- 3) und  die Sozialdemokratische Partei 20 (+ 8) Mandate.

4. September 1909 – Karl Valentin tritt im Münchner-Kindl-Keller auf

München-Au * Karl Valentin tritt - neben vielen anderen Künstlern - beim Bürgerrechts-Verein

München-Ost und dem Sozialdemokratischen Verein, Sektion München-Ost im

Münchner-Kindl-Keller - an herausgehobener Position - als

Instrumental-Karikaturen-Komiker auf. 

14. November 1911 – Prinzregent Luitpold löst den Landtag vorzeitig auf

München-Kreuzviertel * Das Zentrum verweigert die Beratung des Verkehrsetats, weil ihr der

linksliberale Verkehrsminister Heinrich von Frauendorfer zu sozialistenfreundlich ist und dem der
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SPD nahestehenden Süddeutschen Eisenbahnerverband ein Streikrecht einräumt.      Das

Zentrum will sich dem Prinzregenten als regierungsfähig darstellen und versucht sich mit einem

scharfen antisozialdemokratischen Kurs zu profilieren. Daraufhin macht Prinzregent Luitpold von

seinem verfassungsmäßigen Recht Gebrauch, löst den Landtag vorzeitig auf und setzt

Neuwahlen an. Die letzte derartige Landtags-Auflösung fand im Jahr 1869 statt.      Bei der

Verkündung dieses Beschlusses in der Abgeordnetenkammer vermerkt das Protokoll „lebhaften

Beifall links und bei den Sozialdemokraten“. 

12. Januar 1912 – Bei den Reichstagswahlen wird die SPD stärkste Fraktion

Deutsches Reich * Bei der Reichstagwahl 1912 erreicht       die Sozialdemokratische Partei

Deutschlands - SPD 34,8 Prozent der abgegebenen Stimmen und wird mit 110 Abgeordneten [+

67] zur stärksten Fraktion,   das Zentrum wird mit 91 [- 14] Abgeordneten, aber lediglich 16,4

Prozent der Stimmen zur zweitstärksten Fraktion,    die Nationalliberale Partei - NLP kommt auf

13,6 Prozent und 45 Abgeordnete [- 10],   die Fortschrittliche Volkspartei - FVP erreicht mit 12,3

Prozent 42 Abgeordnete [-7].      Die Wahlbeteiligung liegt bei 85 Prozent. Die Benachteiligung

der Sozialdemokraten kommt durch die seit dem Jahr 1871 unveränderte Wahlkreiseinteilung und

anderen Verzerrungen durch das Mehrheitswahlrecht, zum Beispiel das Dreiklassenwahlrecht in

Preußen.    Es ist die letzte Wahl, bei der die Frauen nicht stimmberechtigt sind. 

21. Mai 1913 – Der Komponist Richard Wagner erhält ein Denkmal

München-Bogenhausen - München-Haidhausen * Einen Tag vor dem 100. Geburtstag Richard

Wagners wird ihm zu Ehren eine Statue neben dem Prinzregententheater enthüllt. Heinrich

Waderé? hat das Monument gestaltet. Aus mehreren zur Verfügung stehenden Entwürfen

wählt man denjenigen aus, der den Komponisten in ähnlicher Pose zeigt, wie das berühmte

Porträt von Johann Wolfgang von Goethe in der Campagne.    Da die ruhende Darstellung des

Künstlers extrem stark im Gegensatz zu dem unsteten Leben des Musikers steht, kommt bald

Kritik hoch, in die sogar das städtische Kollegium der

Gemeindebevollmächtigten einstimmt. Letztlich beruhigt aber ein einziges Argument alle

Kritikerstimmen: Da Richard Wagner von Natur aus nur mit einer geringen Körpergröße

ausgestattet war, hätte ein stehendes Denkmal die Öffentlichkeit nur wenig beeindruckt.    Der

Marmor für die Figur stammt vom Untersberg. Er umfasst als Rohblock 14 Kubikmeter Inhalt und

wiegt 600 Zentner. Über dreißig Pferde sind notwendig, um diese gewaltige Last

vom Untersberger Steinbruch zur nächsten Eisenbahn zu schaffen, mit der er ab Berchtesgaden

nach München gebracht wird. Bildhauer Heinrich Waderé hat sich am Ostbahnhof ein
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provisorisches Atelier eingerichtet.    Da die fertige Marmorfigur noch immer 450 Zentner wiegt

gestaltet sich der Transport vom Atelier zum Aufstellungsort als besonders schwierig. Er nimmt

mehr als zwei Tage in Anspruch. Die Statue muss mit einer Straßenlokomotive der Firma

Maffei zum Ort seiner Aufstellung gebracht werden. Dort behindert vor allem der weiche Boden

die Arbeiten, da sich die Räder des Transportwagens immer wieder eingraben.    Cosima und

Siegfried Wagner lehnen ihre Teilnahme an der Denkmalenthüllung ab. Bei Cosima sind es

gesundheitliche, bei Siegfried grundsätzliche Gründe. Die Konkurrenz der Münchner

Festspiele für Bayreuth sind aber die wahren Beweggründe.    Das gesellschaftliche Ereignis an

der Prinzregentenstraße wird durch Richard Wagners „Huldigungsmarsch“ eröffnet. Münchens

erster Bürgermeister, Wilhelm von Borscht, hält eine Ansprache und Ernst von Possart, der

Initiator des Denkmals, sagt in seiner Rede: „So grüßen wir Dich, Unsterblicher! Möge Dein Antlitz

uns leuchten“. Prinzregent Ludwig III. enthüllt schließlich das Wagner-Denkmal.    Die

sozialdemokratische Tageszeitung Münchener Post kommentiert das Ereignis mit den

Worten: „Das Streben Münchens, die seiner Zeit an Bayreuth abgegebene Hegemonie im Reiche

von Wagners Kunst an sich zu bringen - das heimliche Agens [die treibende Kraft] unserer

Festspiele - hat uns nun endlich ein würdiges Denkmal des Meisters beschert.“    Gleichzeitig

kritisiert das Blatt, dass der Eröffnungsakt nicht dem Festwiesenbild der

Wagner'schen Meistersinger entsprach und auf den „Wach-auf-Chor“ kein spontaner Jubel des

Volkes, sondern ein „hochoffiziell-eisernes Schweigen“ der „aristokratisch-bürgerlichen

Festversammlung“ folgt. Den Abschluss der Einweihungsfeierlichkeiten für

das Musiker-Standbild bildet der „Tannhäusermarsch“.

30. Oktober 1913 – Verfassungsänderung zur Beendigung der Regentschaft

München-Kreuzviertel * Die Abgeordnetenkammer beschließt ein verfassungsänderndes Gesetz

mit 122 gegen 27 Stimmen der Sozialdemokraten. Mit diesem Gesetz kann der „Regent die

Regentschaft für beendet und den Thron für erledigt erklären“, wenn „wegen eines körperlichen

oder geistigen Gebrechens des Königs“ auch „nach Ablauf von zehn Jahren keine Aussicht auf

Regierungsfähigkeit“ besteht. Damit hat der Prinzregent die Möglichkeit, seinen noch lebenden

geisteskranken Cousin, den legitimen König Otto I., zu entthronen.     Prinzregent Ludwig III.

wollte politisch eine Veränderung herbeiführen und konnte mit dem Zentrum und den

Liberalen auf eine breite parlamentarische Mehrheit bauen. Doch eine schlichte

Proklamation Ludwigs III. zum König wurde von den Abgeordneten als nicht ratsam erachtet, da

auch der Prinzregent eine Übertragung der Krone durch den Landtag ablehnte. Schließlich wollte

Ludwig III. kein „König von Volkes Gnaden“, sondern ein „König von Gottes Gnaden“ sein.
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21. März 1914 – Rosa Luxemburg spricht im Münchner-Kindl-Keller

München-Au * Rosa Luxemburg hält im brechend vollen Münchner-Kindl-Keller eine mitreißende

Rede zum Thema „Militarismus und Volksfreiheit“. Sie fordert auf, die Waffen nicht gegen die

ausländischen Klassenbrüder zu erheben und das Wettrüsten zu stoppen. Die Sozialdemokraten

gehen zu diesem Zeitpunkt noch davon aus, dass der Krieg zu verhindern ist.     Rosa Luxemburg

sagt: „Wenn ein Mann von Blut und Eisen wie Bismarck trotz Ausnahmegesetz nicht mit uns fertig

geworden ist, wie wollen das die Knirpse fertig bringen, die heute an der Spitze stehen!“

25. Juli 1914 – Flammender Protest gegen das verbrecherische Treiben der Kriegshetzer

Berlin * Der Vorstand der Sozialdemokratischen Partei - SPD veröffentlicht einen Massenprotest

gegen den drohenden Krieg, in dem es heißt:       „Parteigenossen, wir fordern euch auf, sofort in

Massenversammlungen den unerschütterlichen Friedenswillen des klassenbewussten

Proletariats zum Ausdruck zu bringen. Eine ernste Stunde ist gekommen, ernster als irgendeine

der letzten Jahrzehnte. Gefahr ist im Verzuge! Der Weltkrieg droht!    Die herrschenden Klassen,

die euch im Frieden knebeln, verachten, ausnutzen, wollen euch als Kanonenfutter

missbrauchen. Überall muss den Gewalthabern in die Ohren klingen: Wir wollen keinen

Krieg! Nieder mit dem Kriege! Hoch die internationale Völkerverbrüderung.“      In 160 Städten

finden bis Ende Juli 288 Versammlungen und Aufmärsche statt, an denen sich nach Angaben

des Veranstalters mehr als eine Dreiviertel Million Menschen beteiligen. Alleine die große

Antikriegsdemonstration der SPD in Berlin am 28. Juli umfasst über 100.000 Teilnehmerinnen

und Teilnehmer. Und das, obwohl die Kundgebung vom Berliner Magistrat ausdrücklich verboten

worden ist. 

26. Juli 1914 – Betrunkene und fanatisierte Patrioten demolieren das Café Fahrig

München-Kreuzviertel * Am 25. Juli, nur wenige Stunden nachdem Serbien das Ultimatum für

Österreich-Ungarns nicht ausreichend devot umgesetzt hat, berauschen sich im Café Fahrig, in

der Neuhauser Straße, die Gäste an der Aussicht, dass jetzt Krieg droht. Die Menschen - im Café

Fahrig und sonst wo - lassen Bayerns König Ludwig III. und Deutschlands Kaiser Wilhelm II.

hochleben. Die Kapelle spielt die „Wacht am Rhein“, „Heil Dir im Siegerkranz“ und viele andere

patriotische Lieder. Es wird viel gelacht, gefeiert, gesungen und natürlich getrunken.    Weil der

Sohn des Gaststättenhabers Franz Fahrig einen Streit unter Gästen schlichten will, lässt er die

Musik kurz unterbrechen. Doch plötzlich fliegen Stühle durchs Lokal. Die Polizei wird angefordert

und räumt das Café gegen zwei Uhr früh. Die sozialdemokratische Münchener Post schreibt über
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die Vorgänge: „Durch ungeschicktes Benehmen des Kapellmeisters wurde die betrunkene und

fanatisierte Menge wild und demolierte das ganze Lokal“.    Doch das ist noch nicht das Ende der

Affäre. Wilde Gerüchte sind im Umlauf. Einer erzählt, eine serbische Kapelle hätte den Kaiser

und das Reich geschmäht. Der andere hat Spione im Café Fahrig gesehen. Da ist es zu dem

Schritt, der Café-Inhaber Franz Fahrig steht mit dem Feind im Bunde nicht mehr weit. Die

Volksseele kocht. Um kurz vor drei Uhr fliegt der erste Pflasterstein in eine der Fensterscheiben

des Lokals. Am Morgen ist das Café Fahrig innen und außen verwüstet. 

27. Juli 1914 – Die Münchner Sozialdemokraten laden zu einer Massenkundgebung ein

München-Au * Die Münchner Sozialdemokraten haben zu einer Massenkundgebung im

Münchner-Kindl-Keller eingeladen. Als Referent für diese Veranstaltung ist der Schriftsteller Kurt

Eisner angekündigt.    Ausgerechnet für Kurt Eisner, dem späteren Kriegsgegner und

Revolutionär, ist der Krieg zu diesem Zeitpunkt eine unabänderliche Tatsache und nicht mehr zu

verhindern. „Denn niemand von uns will, dass das Kosakentum über Europa herrscht. Sagte doch

Bebel, gegen Russland würde auch er noch die Flinte auf seinen alten Buckel nehmen“. Und an

anderer Stelle meinte er: „Wir sind bereit, einen Angriff des Feindes abzuwehren und unser

Vaterland zu schützen“.    Das bedeutet aus Eisners damaliger Sicht für die sozialdemokratisch

orientierte Arbeiterschaft: „Dann muss jeder seine Pflicht tun, nichts weiter“. Und diese Pflicht

besteht in der Verteidigung des Vaterlandes gegen den russischen Agressor.

28. Juli 1914 – Die drohende Kriegsgefahr ist kein Thema im Landtag

München-Kreuzviertel * Trotz der drohenden Kriegsgefahr wird im Bayerischen Landtag der

bevorstehende Krieg nur indirekt zum Thema erhoben. Wenigstens der SPD-Abgeordnete Max

Süßheim aus Nürnberg erklärt: „Wir Sozialdemokraten erwarten, dass der Friede erhalten und

Europa vor den Gräueln und Schrecknissen eines Weltkriegs bewahrt werde“. Das war auch

schon die einzige kritische und nachdenkliche Stimme im Bayerischen Landtag. 

30. Juli 1914 – Das Bayerische Wochenblatt verurteilt die Kriegshetze

Königreich Bayern * Kurz vor Ausbruch des Ersten Weltkrieges findet sich im Bayerischen

Wochenblatt der folgende Artikel: „Dass sich an der gewissenlosen Kriegshetze vor allem die

Zentrumspresse beteiligt, passt durchaus zu der Sorte ‚Christentum‘, die diese verkommene

Partei vertritt.       Die Sozialdemokratie wird von ihr als ‚vaterlandsfeindlich‘ verlästert, weil sie
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nicht gewissenlos genug ist, das Vaterland in einen Krieg von unabsehbaren Folgen hinein

hetzen zu helfen.    Und ‚religionsfeindlich‘ ist die Sozialdemokratie wahrscheinlich deshalb, weil

sie im Gegensatz zu den schwarzen Maulchristen bemüht ist, die Lehre Christi in die Tat

umzusetzen.“ 

2. Dezember 1914 – Karl Liebknecht verweigert sich den Kriegskrediten

Berlin * Der Sozialdemokrat Karl Liebknecht verweigert als erster und einziger Abgeordneter

seine Zustimmung zu weiteren Kriegskrediten.

13. Dezember 1914 – Neuwahl des Münchner Magistrats

München * Der Münchner Magistrat wird gewählt.        Die 20 bürgerlichen

Magistratsräte gehören folgenden Parteien an: Liberale Partei 8, Sozialdemokratische Partei 7,

Zentrum 5.    Die 60 Gemeindebevollmächtigten setzen sich zusammen aus:

Sozialdemokratische Partei 22, Liberale Partei 18, Zentrum 17, Haus- und Grundbesitzer 3.      

Oberbürgermeister bleibt Dr. Wilhelm von Borscht. II. rechtskundiger Bürgermeister wird Dr. Otto

Merkt. Die Wahlperiode dauert drei Jahre.

24. März 1916 – 18 SPD-ler aus der SPD-Fraktion ausgeschlossen

Berlin * In der SPD kommt es im Zusammenhang mit einem Not­haushalt zum offenen Bruch in

der Frage der Unterstützung der deutschen Kriegspolitik. Hugo Haase hält im Reichstag eine

Anti-Kriegs-Rede, in der er auch die durch die Regierung verschuldeten Zustände von

Unterernährung und Hunger unter Teilen der Bevölkerung anklagt. Im Parlament kommt es zu

einem Krawall.    Der im Rahmen dieser Parlamentssitzung von der Regierung vorgestellte

Notetat wird von jenen 18 SPD-Reichstagsabgeordneten, die bereits am 21. Dezember 1915

gegen die Kriegskredite stimmten, ebenfalls abgelehnt. Die anderen SPD-Abgeordneten

bewilligen den Regierungsvorschlag. Mit der Begründung von Disziplin- und Treubruch werden

die 18 Abgeordneten in einer anschließenden SPD-Fraktionssitzung aus der Fraktion

ausgeschlossen.     Die 18 Abweichler bilden daraufhin die Sozialdemokratische

Arbeitsgemeinschaft - SAG als Fraktionsgemeinschaft. Sie betrachten sich weiterhin als

Mitglieder der SPD. Aus der Sozialdemokratischen Arbeitsgemeinschaft geht im April 1917 die

Unabhängige Sozialdemokratische Partei Deutschlands - USPD hervor. Die USPD wird bei den

revolutionären Ereignissen in Bayern die entscheidende Rolle spielen.    Karl Liebknecht und Otto

Münchner Zeitensprünge Seite 12/57



Rühle lehnen den Anschluss an die Sozialdemokratische Arbeitsgemeinschaft - SAG ab. 

1. Mai 1916 – Karl Liebknecht wird bei einer Antikriegsdemonstration verhaftet

Berlin * Der sozialdemokratische Reichstagsabgeordnete Karl Liebknecht tritt als Führer einer

Antikriegsdemonstration auf dem Potsdamer Platz in Berlin auf. Er ergreift das Wort mit den

Worten „Nieder mit dem Krieg! Nieder mit der Regierung!“ Danach wird er verhaftet und wegen

Hochverrats angeklagt. 

Oktober 1916 – Die SPD schließt die Zustimmungsverweigerer aus

Berlin * Die SPD schließt die Zustimmungsverweigerer zu den Kriegskrediten aus der Fraktion

aus. Diese gründen daraufhin die Fraktion der Sozialdemokratischen Arbeitsgemeinschaft - SAG.

7. Januar 1917 – Die Sozialdemokratische Arbeitsgemeinschaft lädt zur Reichskonferenz

Berlin * Der Vorstand der Sozialdemokratischen Arbeitsgemeinschaft - SAG lädt zur ersten

Reichskonferenz der sozialdemokratischen Opposition nach Berlin ein. 138 Delegierte und 19

Reichstagsabgeordnete nehmen daran teil.     Vor allem der Kreis um Karl Kautsky hatte der

SAG-Führung zu diesem Schritt geraten und dabei die Absicht verfolgt, dem Einflussgewinn der

radikalen Linken um Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg durch die Organisation einer

„verantwortlichen Opposition“ zu begegnen. 

18. Januar 1917 – Organisatorische Trennung der SPD beschlossen

Berlin * Der SPD-Vorstand hält an seinem Konfrontationskurs fest und schließt die

SAG-Abgeordneten und die führenden Köpfe der Spartakusgruppe aus der SPD aus und fordert

die lokalen Parteigliederungen auf, mit deren Anhängern vor Ort ebenso zu verfahren.     Obwohl

die Führung der Sozialdemokratischen Arbeitsgemeinschaft - SAG es bisher vermied, die Bildung

einer neuen Partei zu propagieren, treten – zur Überraschung der SAG wie der SPD-Führung -

ganze Ortsvereine aus der SPD aus. 

18. Januar 1917 – Rosa Luxemburg wird aus der SPD ausgeschlossen
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Berlin * Die in der Festung Wronke in Schutzhaft sitzende Rosa Luxemburg wird aus der

Sozialdemokratischen Partei Deutschlands - SPD ausgeschlossen.

9. Februar 1917 – Die SAG-Führung will die Opposition bündeln

Berlin * Die Sozialdemokratische Arbeitsgemeinschaft - SAG&nbsp;ruft zur organisatorischen

Sammlung der Opposition auf.&nbsp;

6. April 1917 – Gründung der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei in Gotha

Gotha * Die in Gotha bis zum 8. April stattfindende zweite Reichskonferenz der

sozialdemokratischen Opposition wird zum Gründungsparteitag der Unabhängigen

Sozialdemokratischen Partei Deutschlands - USPD.   In der neuen Partei finden sich

Sozialdemokraten verschiedenster Couleur wieder:    Revolutionäre Marxisten wie die Gruppe

Internationale, die im Krieg die prognostizierte Krise des Kapitalismus sieht und auf revolutionäre

Aktionen drängt;  pazifistisch gesinnte Sozialdemokraten, die im Weltkrieg einen Angriffskrieg

Deutschlands sehen und sich diesem aus ethischen und moralischen Gründen verweigern; 

daneben Revisionisten,  aber auch führende Vertreter des marxistischen Zentrums.     Die USPD

ist also keine straffe, einige revolutionäre Linkspartei. Sie zeigt sich nur einig in dem

gemeinsamen Ziel: Die Beendigung des Krieges ohne Annexionen. Sie steht demzufolge für die

Gegnerschaft zum Krieg, in dem sie längst keinen Verteidigungskrieg, sondern einen

imperialistischen Eroberungskrieg sieht.  Die USPD ist also in erster Linie der Block der

sozialdemokratischen Gegner des Burgfriedens, der gegen die Kriegskredite ist. Sonst herrschen

innerhalb der USPD in der Beurteilung der Arbeiterbewegung und ihrer Taktik große

Meinungsverschiedenheiten.   Zu Vorsitzenden der neuen Partei werden Wilhelm Dittmann und

Hugo Haase gewählt.  Auch Kurt Eisner ist in Gotha anwesend, obwohl er immer gegen die

Spaltung der Partei war. Die Unzufriedenheit mit der SPD hat auch in Bayern zugenommen.  Für

die SPD sind die USPD-ler „Vaterlandsverräter“, für die USPD sind die SPD-ler „Verräter am

Sozialismus und an der Arbeiterschaft“. 

16. Mai 1917 – Die Münchner USPD wird gegründet

München * Der Verein Unabhängige Sozialdemokratie Stadt und Land wird bei der

Polizeidirektion vereinsrechtlich angemeldet. Der Zweck der Neugründung wird beschrieben als

„die Bestrebungen der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei Deutschlands zu
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unterstützen, die nach ihren Organisationsgrundlinien in grundsätzlicher Opposition zum

herrschenden Regierungssystem und zur Kriegspolitik der Reichsregierung steht“.    Der

Vorsitzende der Münchner USPD heißt Albert Winter sen..  Die neue Partei wird sofort von der

Polizei überwacht.   Die Münchner USPD hat am Anfang etwa 35 Mitglieder.   Im Vergleich: Die

MSPD zählt in München zum gleichen Zeitpunkt rund 15.000 Mitglieder. 

18. Mai 1917 – Eine neue russische Regierung mit Beteiligung von Sozialdemokraten

Petersburg * In Absprache mit den Arbeiter- und Soldatenräten wird eine neue russische

Regierung mit Beteiligung von Sozialdemokraten gebildet. Der Sozialrevolutionär Alexander F.

Kerenski wird Kriegsminister. 

6. Juni 1917 – Die SPD-Reichsfrauenkonferenz fordert das Wahlrecht für Frauen

Berlin * Die Reichsfrauenkonferenz der Sozialdemokraten fordert in Berlin das Wahlrecht für

Frauen. 

6. Juli 1917 – Der Interfraktionelle Ausschuss wird gegründet

Berlin * Der Interfraktionelle Ausschuss wird gegründet. Es ist ein inoffizielles Gremium, das die

Arbeit der Reichstagsfraktionen der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands - SPD, der

Zentrumspartei und der Fortschrittlichen Volkspartei - FVP koordiniert. Bis Januar 1918 beteiligen

sich auch Abgeordnete der Nationalliberalen Partei - NLP an den Beratungen im Interfraktionellen

Ausschuss.    Diese Parteien stellen seit der Reichstagswahl vom 12. Januar 1912 die Mehrheit

im Reichstag, weshalb auch von der Reichstagsmehrheit gesprochen wird.    Der Interfraktionelle

Ausschuss bildet den Auftakt zur Parlamentarisierung des Deutschen Kaiserreiches. 

15. Oktober 1917 – Der Vorwärts ruft zur Zeichnung von Kriegskrediten auf

Berlin * Das sozialdemokratische Parteiorgan Vorwärts ruft zur Zeichnung von

Kriegskrediten auf: „Rede nicht! Frage nicht! Zeichne! [...] Dem Feind gezeigt, dass unsere Alten

zu Hause genau so gut zu fechten verstehen wie unsere herrliche Jugend draußen!“

22. Oktober 1917 – Reichskanzler Georg Michaelis wird das Vertrauen entzogen
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Berlin * Die Mehrheitsparteien im Reichstag (Sozialdemokraten, Linksliberale und katholisches

Zentrum) entziehen Reichskanzler Georg Michaelis das Vertrauen wegen       seiner eigenwilligen

Interpretation der Friedensresolution,     seines scharfen Vorgehens gegen die USPD sowie

wegen   seiner Ablehnung einer Reform des Dreiklassenwahlrechts. 

31. Oktober 1917 – Reichskanzler Georg Michaelis tritt zurück

Berlin * Reichskanzler Georg Michaelis tritt zurück, nachdem ihm am 22. Oktober 1917 die

Mehrheitsparteien (Sozialdemokraten, Linksliberale und katholisches Zentrum) das Vertrauen

entzogen hatten. 

28. November 1917 – Die Amtszeit des Münchner Magistrats wird verlängert

München * Ohne Wahl wird die Amtszeit des am 13. Dezember 1914 gewählten Münchner

Magistrats um zwei Jahre verlängert.     An Stelle von Dr. Otto Merkt, dessen Wiederwahl die

Sozialdemokraten und die Liberalen verweigern, wird Hofrat Dr. Hans Küfner zum II.

rechtskundigen Bürgermeister gewählt. 

15. Januar 1918 – In Wien beginnen Rüstungsarbeiter einen Streik

Wien * Der in den Wiener-Neustädter Daimler-Motorenwerken am Tag zuvor begonnene Streik

weitet sich zur politischen Massenstreikbewegung in fast allen Industriegebieten des Habsburger

Reich bis nach Prag und Budapest aus. Bis zum 25. Jänner 1918 werden über 700.000 Arbeiter

in den Ausstand treten. Es kommt zur größten Streikaktion in der Geschichte des Landes. Die

Streikenden fordern nicht mehr nur       eine bessere Lebensmittelversorgung, sondern auch   ein

demokratisches Wahlrecht,    die sofortige Beendigung des Krieges und   einen raschen

Friedensschluss ohne Annexionen in Brest-Litowsk.      In Massenveranstaltungen werden

Arbeiterräte - nach dem Vorbild der russischen Revolution - als ein konkretes Gegenmodell

politischer Interessenvertretung gewählt. Noch am ersten Tag des Wiener Streiks formuliert der

sozialdemokratische Parteivorstand Forderungen an die Regierung, die vom Arbeiterrat

akzeptiert werden. 

19. Januar 1918 – Weitreichende Zusagen an den Wiener Arbeiterrat
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Wien * Angesehene österreichische Sozialdemokraten wie Viktor Adler rufen die Streikenden zur

Mäßigung auf und verhandeln mit der Regierung in Wien Verbesserungen aus. Der

k.u.k.-Ministers des Äußern, Graf Ottokar Czernin von und zu Chudenitz, überreicht einer

Abordnung des Arbeiterrates eine Erklärung, in der er sich verpflichtet, die

Friedensverhandlungen in Brest-Litowsk keinesfalls an territorialen Forderungen scheitern zu

lassen.     Ministerpräsident Ernst von Feuchtenegg sagt Reformen       des

Kriegsleistungsgesetzes und   des Ernährungsdienstes sowie   eine Demokratisierung des

Gemeindewahlrechtes zu. 

20. Januar 1918 – Die Jännerstreiks werden beendet

Wien * Der sozialdemokratische Parteivorstand Österreichs veranlasst eine Regierungserklärung,

die zahlreiche Zugeständnisse an die Streikenden enthält. Darunter die Zusicherung,       die

katastrophale Lebensmittelversorgung zu verbessern und   sich um Friedensverhandlungen zu

bemühen.      Er setzt damit den Beschluss zum Abbruch des Streiks durch. Die Beendigung des

Streiks verärgert die radikale Linke, die sich von den Versprechungen nicht beeindrucken lassen

will. Die Militärs hätten allerdings nicht davor zurückgeschreckt, mit militärischer Gewalt gegen

den Streik und die Streikenden vorzugehen. 

27. Januar 1918 – USPD-Versammlung zu den Friedensverhandlungen in Brest-Litowsk

München-Isarvorstadt * Die Münchner Unabhängige Sozialdemokratische Partei Deutschlands -

USPD führt in den Kolosseum-Bierhallen eine Versammlung zum Thema „Die

Friedensverhandlungen in Brest-Litowsk und das harrende Volk“ durch.Etwa 250 bis 300

Personen sind der Einladung gefolgt. Auch die Polizeibehörde hat zwei Vertreter zur

Überwachung geschickt, weil sie die Versammlung als öffentlich ansieht.  Unter dem Applaus der

Zuhörer hält Kurt Eisner einen kämpferischen Vortrag und nimmt dabei keinerlei Rücksicht auf die

anwesenden Polizeispitzel. Die Versuche der Polizeibeamten, den Redner einzuschüchtern,

werden von der erregten Menge unterbunden.  Er führt u.a. aus, die Zeit ist gekommen, „nicht

den Willen kundzutun, sondern ihn durchzusetzen“. Kurt Eisner bezeichnet den Massenstreik als

das Mittel, „die Macht für die deutsche Demokratie zu erobern“ und „dem Wüten der verblendeten

Herrschenden ein Ende [zu] bereiten“.   Felix Fechenbach bemerkte dazu: Kurt Eisner sprach in

Gegenwart der Polizei „trotzdem, oder gerade deshalb, ohne jede Zurückhaltung, weil er stets die

Meinung vertrat, dass das Aussprechen der Wahrheit der erste Schritt zur Revolution ist“. 
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27. Januar 1918 – Kurt Eisner soll auf der Krupp-Betriebsversammlung sprechen

München-Isarvorstadt * An der USPD-Versammlung in den Kolosseumbierhallen nehmen einige

Vertrauensleute der Krupparbeiter der Bayerischen Geschützwerke teil. Sie fordern Kurt

Eisner, Sarah Sonja Lerch und Albert Winter sen. auf, am nächsten Tag in der von den

Gewerkschaften und den Mehrheitssozialdemokraten einberufenen Betriebsversammlung zu

sprechen.  Bis dahin gibt es keine Verbindung zwischen der Münchner USPD und den Betrieben.

Erst dadurch - und nicht durch die Organisation der USPD - kommt der Kontakt zu den Arbeitern

der Münchner Rüstungsbetriebe zustande. 

28. Januar 1918 – Kurt Eisner kann vor den Krupp-Arbeitern sprechen

München-Schwabing * In der Schwabinger Brauerei findet am Abend eine von der MSPD und der

Gewerkschaften einberufene Veranstaltung zum Thema „Die Übergangswirtschaft vom Krieg zum

Frieden“ statt. Sie wird von etwa 800 Personen besucht. Hauptredner ist der stellvertretende

Landesvorsitzende Franz Schmitt. Der Vortrag endet mit der Warnung, sich - in Hinblick auf die

Berliner Streikmaßnahmen - zu keinen unüberlegten Handlungen hinreißen zu lassen, nachdem

die Friedensverhandlungen von Brest-Litowsk ins Stocken geraten sind.  Die Veranstalter wollen

Kurt Eisner nicht zu Wort kommen lassen. Doch nach einer „heftigen Geschäftsordnungsdebatte“

und gegen den erbitterten Willen des Veranstaltungsleiters und Gewerkschaftsfunktionärs Joseph

Kurt kann Kurt Eisner das Rederecht erringen und das neue Thema „Die gegenwärtige Krisis und

ihre Lösung durch den Massenstreik“ auf die Tagesordnung setzen. Immer wenn Eisner den

Streik nur erwähnt, „jubelt alles“.  Noch bevor über die Teilnahme der Krupparbeiter am Streik

abgestimmt werden kann, gelingt es den Vertretern der MSPD und der Gewerkschaften, die

Versammlung wegen Überschreiten der Polizeistunde aufzulösen.  In seinem

Gefängnistagebuch urteilt Kurt Eisner später über die den Streik ablehnenden

Mehrheitssozialdemokraten, indem er sie als eine „Camorra“ bezeichnet, „die vor keinem Mittel

zurückschreckt, um sich selbst in ihrer verworfenen Stellung zu behaupten“ und stellt sie als eine

„lächerliche Karikatur des preußischen Kasernenstaates“ dar. Konkret wirft er der bayerischen

SPD-Parteiführung eine „riesige unpolitische, ohnmächtige, öde, geistlose und verlogene

Vereinsmeierei“ vor. 

28. Januar 1918 – Gemeinsamer Streikaufruf der MSPD und der USPD in Nürnberg

Nürnberg * In der Nacht vom 28. zum 29. Januar 1918 beschließt die Ortsgruppe der Nürnberger

Mehrheitssozialdemokraten, sich dem Streikaufruf der USPD anzuschließen. Der fränkische
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Streikaufruf ist auch als Seitenhieb auf den Opportunismus der Münchner Sozialdemokraten

gedacht.    In Nürnberg beteiligen sich weit über 40.000 Arbeiterinnen und Arbeiter an den

Streikaktionen und Demonstrationen. 

28. Januar 1918 – Hunderttausend Arbeiter treten in Berlin in den Streik

Berlin * Am ersten Tag des Ausstands folgen rund 100.000 Berliner Arbeiterinnen und Arbeiter

dem Aufruf der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei - USPD zum Streik. Das Motto heißt:

„Frieden und Brot!“. Ihre Hauptforderungen lauten:       Den sofortigen allgemeinen Frieden ohne

Annexion und Kontributionen,   das vollständige Presse- und Koalitionsrecht, sowie

Versammlungsfreiheit,   die Aufhebung des Belagerungszustandes,   die Entmilitarisierung der

Betriebe und Aufhebung des Hilfsdienstgesetzes,   die Freilassung und Aufhebung des

Zuchthausurteils gegen Karl Liebknecht, sowie die Freilassung sämtlicher politischen

Gefangenen und Verurteilten.      Für Deutschland fordern die von den Streikenden gebildeten

Berliner Arbeiterräte eine „durchgreifende Demokratisierung der gesamten Staatseinrichtungen“.

Das Vorbild der österreichischen Kolleginnen und Kollegen hat auch die deutsche Arbeiterschaft

ermutigt.     Die Versammelten rufen die Arbeiterschaft der Kriegsgegner auf, es ihnen

gleichzutun und ebenfalls in einen Massenstreik einzutreten, „denn erst der gemeinsame,

internationale Klassenkampf schafft Arbeit und Brot“. Zur Umsetzung dieser Forderung sollte es

allerdings nicht kommen.    Dafür gelingt es den revolutionären Obleuten - zwar widerstrebend,

aber strategisch sehr geschickt, - auch die Mehrheits-SPD in den Kampf zu integrieren. Das ist

ein beachtenswerter Versuch der Wiederannäherung. 

30. Januar 1918 – Streik-Aktivitäten der USPD verurteilt

München * Die Delegierten des Münchner Gewerkschaftsvereins beschließen eine Resolution, in

der sie die Aktivitäten der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei - USPD zum Streik

verurteilen.    Der Gewerkschaftsvorsitzende Johannes Timm verständigt sich mit dem

MSPD-Parteisekretär Erhard Auer, an der für den nächsten Tag angesetzten Versammlung der

Münchner kriegswichtigen Betriebe teilzunehmen. Sie wollen durch ihre Präsenz      

Gegenmaßnahmen einleiten,   die Bewegung in geordnete Bahnen lenken und   den Streik so

bald als möglich beenden. 

31. Januar 1918 – Kurt Eisner gewinnt auch die Arbeiter der Flugzeugwerke
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München-Ludwigsvorstadt * Der taktische Winkelzug der USPD geht auf. Felix Fechenbach von

den Unabhängigen Sozialdemokraten bemächtigt sich des Vorstandstisches im Festsaal des

Mathäserbräu und beruft umgehend eine öffentliche Volksversammlung ein, die er sogleich

eröffnet.  Als Redner treten Kurt Eisner und Sara Sonja Lerch auf. Diese erzeugen einen

Sinneswandel bei den Anwesenden, die sich jetzt ebenfalls für den Streik aussprechen.  Am

Schluss wird auch die bereits am Vormittag von den Kruppianern in der Schwabinger

Brauerei beschlossene Resolution zur sofortigen Beendigung des Krieges „des Wahnsinns und

der Wahnsinnigen“ angenommen. 

1. Februar 1918 – Otto von Dandl bedankt sich bei den Mehrheitssozialdemokraten

München * Ministerpräsident Otto von Dandl dankt den bayerischen Mehrheitssozialdemokraten

im Landtag dafür, dass sie die Führung der Streikbewegung übernommen haben und bringt

seiner Hoffnung auf baldige Beruhigung der Lage Ausdruck.&nbsp;

22. Februar 1918 – Die Behörden loben die Mehrheitssozialdemokraten

München * Die bayerischen Behörden würdigen ausdrücklich das Verhalten der

Mehrheitssozialdemokratie, die den Streik „aufgenommen und in ruhige Bahnen gelenkt“ hat. 

22. Februar 1918 – Das Kriegsministerium kategorisiert die Streikleitungen

München * Das bayerische Kriegsministerium unterscheidet in seiner Analyse die Streikleitungen

in       „Führer, die den unabhängigen Sozialdemokraten angehörend, in unmittelbarer Verbindung

mit Norddeutschland, vielleicht auch mit dem Ausland stehen und revolutionäre Umtriebe ins

Land hereinbringen.   „Den einheimischen Führern der gemäßigten Sozialdemokratie. […] Sie

haben die Bewegung bisher vielfach in besonnene Bahnen gelenkt, vertreten aber natürlich aus

parteitaktischen Gründen den Demonstrationsstreik als ein zuverlässiges politisches Mittel.    

„Der Masse der beteiligten Arbeiterschaft, die unter den gegenwärtigen Zeitverhältnissen jeder

verhetzenden Einwirkung besonders zugänglich ist.“      Und weiter schlägt das Kriegsministerium

vor:   „Führer der unter 1) bezeichneten Art sind, wenn irgend möglich, aus ihrer Umgebung zu

entfernen und zwar solche, die sich eines Vergehens oder Verbrechens schuldig oder dringend

verdächtig gemacht haben durch polizeiliche vorläufige Festnahme und Erwirkung eines

richterlichen Haftbefehls – Wehrpflichtige durch Einberufung, Versetzung, Abstellung ins Feld -,

Nichtbayern durch Aufenthaltsverbot auf Grund Art. 42 des Kriegszustandsgesetzes.“ 
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23. März 1918 – Im Reichstag wird der Friedensvertrag von Brest-Litowsk ratifiziert

Berlin * Im Berliner Reichstag&nbsp;wird der Friedensvertrag von

Brest-Litowsk&nbsp;ratifiziert.,Bei der vorausgegangenen Abstimmung stimmen       die

Abgeordneten der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei Deutschlands -

USPD&nbsp;dagegen,   die der Sozialdemokratische Partei Deutschlands - SPD&nbsp;enthalten

sich der Stimme.&nbsp;

25. März 1918 – Der Kriegsminister und der Umgang mit den Sozis

München * Kriegsminister Philipp von Hellingrath formuliert in einem internen Schreiben seine

Meinung, welche Taktik gegenüber den beiden sozialdemokratischen Parteien einzuschlagen ist: 

  „Nach den seitherigen Erfahrungen bildet die unabhängige Sozialdemokratie eine schwere

Gefahr für den Fortbestand des Reiches. Ihren Bestrebungen muß auf jedem möglichen Wege

entgegengetreten werden.     Da sie ihren Zuwachs vornehmlich aus den Reihen der

rechtsstehenden Sozialdemokratie erhält, liegt die wirksamste Abwehr gegen ihre weitere

Ausbreitung in Maßnahmen, durch welche die sozialdemokratische Mehrheitspartei die Flucht

ihrer bisherigen Anhänger in das Lager der Unabhängigen zu verhindern sucht.     In dieser

Beziehung erblicke ich ein wirksames Mittel in der Versammlungstätigkeit der alten

sozialdemokratischen Partei. Durch mündliche Aufklärung vermag sie am ehesten ihre Mitglieder

sich zu erhalten und gegen die unterirdische Wühlarbeit der Radikalsozialisten widerstandsfähig

zu machen.     Das Bestreben der militärischen Zensurstellen wird daher dahin gehen müssen,

den Veranstaltungen der Mehrheitssozialisten so wenig wie möglich Schwierigkeiten zu bereiten. 

   Gelegentliche Entgleisungen in den Versammlungen werden in der Regel weit weniger

nachteilige Folgen haben als verbitternd wirkende Verbote und Anordnungen“. 

1. April 1918 – Sarah Sonja Lerch wird beerdigt

München * Dr. phil. Sarah Sonja Lerch, geborene Rabinowitz, eine der Anführerinnen der

Januarstreiks, wird am Ostermontag auf dem Neuen Israelitischen Friedhof an der Garchinger

Straße beerdigt. Ein Vertreter der USPD legt einen Kranz am Grab ab und erklärt, dass die

Polizei einen Nachruf verboten hat. Josef Sontheimer ergreift daraufhin das Wort, wird aber sofort

verhaftet und mit Handschellen gefesselt abgeführt.  Frau Lerch war gemeinsam mit Kurt Eisner,

Albert Winkler, Hans Unterleitner, Emilie und Babette Landauer und anderen wegen

Landesverrats verhaftet worden. Die 35-jährige Sarah Sonja Lerch hat sich am 29. März 1918 im

Gefängnis Stadelheim erhängt. Sie wird nicht die letzte Sozialdemokratin sein, die im Freitod die
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Erlösung aus offenbar nicht zu verändernden Verhältnissen sucht. 

16. April 1918 – Das Verhältniswahlsystem gefordert

München-Kreuzviertel * Die Sozialdemokraten bringen gemeinsam mit den Liberalen einen

Antrag ein, nach dem die Abgeordnetenkammer in allgemeinen Wahlen nach dem

Verhältniswahlsystem gewählt werden soll. 

23. April 1918 – Erneut eine Reform zur Verhältniswahl abgelehnt

München-Kreuzviertel * Der Antrag der Sozialdemokraten und der Liberalen, die Kammer der

Abgeordneten nach dem Verhältniswahlsystem wählen zu lassen, kommt für die bayerische

Regierung zur Unzeit.    Heinrich Held, der Führer der Zentrumsfraktion, lehnt den Vorschlag ab,

da das Verhältniswahlrecht zwei Nachteile habe:       Es zerstört die Beziehungen zwischen den

verschiedenen Ständen und ihren parlamentarischen Vertretern und   das System wäre darauf

ausgerichtet, dass die parlamentarische Kontrolle in den Händen professioneller Parteipolitiker zu

liegen käme.      Die Zentrumspartei will die Verhältniswahl nur in einigen großen Städten

Bayerns, und nur auf der Grundlage der Volkszählung von 1910 zulassen. Auf 42.000 Einwohner

sollte ein Abgeordneter gewählt werden.    Die MSPD lehnt den Zentrums-Vorschlag als

unzulänglich ab und will die Regelung auf das gesamte Staatsgebiet ausdehnen. Sie fordert eine

durchgreifende Neueinteilung der Wahlkreise, um so das fehlende Gleichgewicht zwischen Stadt

und Land herzustellen.    Die bayerische Regierung stellt sich auf die Seite des Zentrums,

weshalb die Wahlrechtsreform erneut abgelehnt wird. 

26. Juni 1918 – Das machtpolitische Versagen der Reichstagsmehrheit

Berlin * Der Interfraktionelle Ausschuss trifft sich im Reichstag und beschließt, auf eine politische

Initiative zur Unterstützung des Staatssekretärs des Auswärtigen Amtes, Richard von Kühlmann,

zu verzichten.    Der Interfraktionelle Ausschuss ist ein inoffizielles Gremium, das die Arbeit

der Reichstagsfraktionen der Sozialdemokratischen Partei - SPD, der Fortschrittlichen Volkspartei

- FVP und der Zentrumspartei koordiniert. Die drei Parteien bilden seit der Reichstagswahl von

1912 die Mehrheit im Reichstag.    Die Situation zeigt aber auch das machtpolitische Versagen

der Reichstagsmehrheit. 
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30. Juli 1918 – SPD und Gewerkschaften wollen kein Regierungslob

München * Der SPD-Abgeordnete Erhard Auer bittet das Innenministerium, „von der Verleihung

von Anerkennungsurkunden für Kriegsarbeit an die sozialdemokratische Presse und

Gewerkschaften abzusehen“. 

21. August 1918 – Die Ängste der Gewerkschaftsführer

München - Nürnberg - Fürth * Innenminister Dr. Friedrich Ritter von Brettreich berichtet  seinen

Ministerkollegen in einem Geheimschreiben über ein Gespräch mit sozialdemokratischen

Arbeiterführern aus Nürnberg-Fürth. Diese sagten ihm, dass sie die Zuversicht nicht mehr teilen,

„dass wir den Krieg wirtschaftlich durchhalten könnten“. Die Entbehrungen der Bevölkerung

haben einen Grad erreicht, dass mit dem baldigen Zusammenbruch gerechnet werden muss.   

Das Vertrauen der Arbeiterschaft gegenüber den Gewerkschaften geht verloren, wenn sie weiter

zu einer Regierung halten, „die ihre Versprechungen auf Besserung der Lage nicht einlösen

vermocht und statt dessen immer nur neue Opfer und Entbehrungen verlangt und dadurch das

Vertrauen des Volkes verloren habe. Sie würden für diese Enttäuschung mitverantwortlich

gemacht, weil sie durch ihre Mitarbeit keine Besserung erreicht hätten, und sie stünden daher vor

der Gefahr, ihren Einfluss auf die Arbeiterschaft zu verlieren“. 

2. September 1918 – König Ludwig III. fordert eine Revolution von oben

München * König Ludwig III. fordert gesetzliche Maßnahmen       zur Sicherung der Monarchie

und   zur Stabilisierung des Systems.      Ein neues Kabinett soll gebildet werden, dem sowohl

das Zentrum wie die Sozialdemokratie angehören soll.    Da diese Revolution von oben

hauptsächlich dem Machterhalt des bestehenden Systems dient, wird sie nur vom konservativen

Teil der Bevölkerung unterstützt.    Es wird aber noch bis zum 16. Oktober dauern, bis in Bayern

die Frage der Verfassungsreform grundsätzlich erörtert wird. 

12. September 1918 – Der Interfraktionelle Ausschuss will eine Regierungsneubildung

Berlin * Der Interfraktionelle Ausschuss, das gemeinsame Gremium von MSPD,

Zentrum und Linksliberalen, loten erstmals seit den Januarstreiks aus, welche Gemeinsamkeiten

ihnen geblieben sind. In der Sitzung suchen die Mehrheitsparteien gemeinsam nach einem

Ausweg, zu dem auf jeden Fall eine Regierungsneubildung gehören muss.     Man ist sich einig
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über die Unglaubwürdigkeit unserer Regierung im Ausland. Mit dem Kaiser, der Obersten

Heeresleitung und der Regierung Hertling wird es keinen Verständigungsfrieden geben können.

Es wird deutlich, was die  Spitze der Mehrheitssozialdemokratie will: keine Revolution, keinen

Bürgerkrieg, dafür eine rasche Demokratisierung einschließlich einer gleichberechtigten

Arbeiterschaft. 

24. September 1918 – Das Minimalprogramm der MSPD für eine Regierungsbeteiligung

Berlin * Im Vorwärts wird das Minimalprogramm der MSPD für eine Regierungsbeteiligung

veröffentlicht. Die Mehrheitssozialdemokraten verlangen:       Den Beitritt Deutschlands zu einem

Völkerbund, der Streitfälle friedlich regelt.   Ein klares Eingehen auf das 14-Punkte-Programm

des US-Präsidenten.   Die Aufhebung der Diktatfrieden mit Rumänien und Russland und den

Abzug der dort eingesetzten deutschen Besatzungstruppen.   Belgien, Montenegro und Serbien

sollen geräumt werden.   Freie, allgemeine und gleiche Wahlen in den Ländern des Deutschen

Reichs, was vor allem Preußen mit seinem Dreiklassen-Wahlrecht meint.   Keine

Nebenregierungen, womit die Oberste Heeresleitung - OHL gemeint ist.   Die Berufung der

Regierungsmitglieder aus der Reichstagsmehrheit, also MSPD, Linksliberale und Zentrum.    

Versammlungs- und Pressefreiheit, und damit die Beendigung des Belagerungszustandes.   Die

Beseitigung aller militärischen militärischen Institutionen, die der politischen Beeinflussung

dienen.      Die bürgerlichen Parteien sind die Bündnispartner der Mehrheitssozialdemokraten,

nicht die USPD. 

28. September 1918 – Durchhalteparolen sozialdemokratischer Zeitungen

Deutsches Reich * In verschiedenen Tageszeitungen äußern deutsche Sozialdemokraten die

Überzeugung, dass Deutschland nur noch einige Wochen mit dem „Mut der Verzweiflung“

kämpfen müsse, um einen „besseren Frieden“ sichern zu können. 

2. Oktober 1918 – Die MSPD-Spitze ist von Max von Baden begeistert

Berlin * Der MSPD-Vorsitzende Friedrich Ebert berichtet dem Fraktionsvorstand über sein erstes

Treffen mit Prinz Max von Baden. Er verspricht sich von dem Kanzlerkandidaten viel für die

sozialdemokratische Sache. Auch Philipp Scheidemann bezeichnet den designierten Kanzler als

„sehr weit entgegen kommend“, insbesondere was die „entschiedene Demokratisierung“ des

Reiches anbelangt.    Philipp Scheidemann soll als Minister ohne Portefeuille in das neu zu
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bildende Kabinett Max von Baden aufgenommen werden. 

2. Oktober 1918 – Das OHL informiert die Vorsitzenden der Reichstagsfraktionen

Berlin * Der Emissär der Obersten Heeresleitung - OHL und Abgesandter des

Generalquartiermeisters Erich Ludendorffs, Major Erich von dem Bussche-Ippenburg, informiert

die Vorsitzenden der Reichstagsfraktionen, dass „nach menschlichem Ermessen keine Aussicht

mehr besteht, dem Feinde den Frieden aufzuzwingen“.    „Die Oberste Heeresleitung sieht sich

veranlasst, Seiner Majestät vorzuschlagen, zu versuchen, den Kampf abzubrechen, die

Fortsetzung des Krieges als aussichtslos aufzugeben. Jede vierundzwanzig Stunden können die

Lage verschlechtern und den Feind unsere eigentliche Schwäche erkennen zu lassen.“     Bei

den bürgerlichen Parteien herrscht ebenso wie bei den Sozialdemokraten blankes Entsetzen und

Niedergeschlagenheit. Doch kein Sozialdemokrat, kein Zentrumsmann, kein Liberaler reißt das

Angebot des politischen Handelns an sich. Deshalb geht die Kanzlerschaft an einen adeligen,

badischen Prinzen. 

3. Oktober 1918 – Friedrich Ebert will in die Regierung - Philipp Scheidemann nicht

Berlin * Philipp Scheidemann, der Außenpolitische Sprecher der SPD im Reichstag und zweiter

Mann in der SPD-Reichstagsfraktion plädiert gegen den Eintritt in ein „bankrottes Unternehmen“. 

  Friedrich Ebert argumentiert in der Fraktionssitzung für die Beteiligung an der Regierung. Denn

die Partei darf sich nicht dem Vorwurf aussetzen, dass sie in einem Augenblick ihre Mitwirkung

versagt hat, in dem man sie dringend von allen Seiten darum bat. „Wir müssen uns im Gegenteil

in die Bresche werfen“. Friedrich Ebert wird sich mit dieser Argumentation durchsetzen.    Damit

kann eine parlamentarisch verantwortliche Regierung unter Reichskanzler Prinz Max von Baden

gebildet werden. Gemeinsam mit den Sozialdemokraten, den Liberalen und dem Zentrum verfügt

der Reichskanzler über eine solide parlamentarische Mehrheit. 

3. Oktober 1918 – Kaiser Wilhelm II. ernennt Prinz Max von Baden zum Reichskanzler

Berlin * Kaiser Wilhelm II. ernennt Prinz Max von Baden, zum Reichskanzler des Deutschen

Kaiserreichs. Dieser nimmt Staatssekretäre des Zentrums, der Liberalen und der

Sozialdemokraten in seine Regierung auf.
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4. Oktober 1918 – Reichskanzler Max von Baden bildet eine parlamentarische Regierung

Berlin * Reichskanzler Prinz Max von Baden bildet eine parlamentarische Regierung, die die

revolutionäre Bewegung in Deutschland aufhalten soll. Die meisten Staatssekretäre aus der

Regierung Hertling bleiben im Amt. Aus den Reihen der Reichstagsmehrheit übernimmt der

Zentrums-Abgeordnete Karl Trimborn das Reichsamt des Inneren, der MSPD-Abgeordnete

Gustav Bauer übernimmt das Reichsarbeitsamt. Vier weitere Parteienvertreter (Philipp

Scheidemann, MSPD; Matthias Erzberger, Zentrum; Adolf Gröber, Zentrum, und Conrad

Haußmann von der Fortschrittlichen Volkspartei - FVP) werden zu Staatssekretären ohne

Portefeuille.    Dem 16-köpfigen Kabinett Baden gehören neun Parteilose, zwei Fortschrittliche

Liberale, ein Nationalliberaler, drei Zentrums-Abgeordnete und zwei Vertreter der größten

Reichstagsfraktion, den Sozialdemokraten, an.    Die halbherzige Zusammenstellung der neuen

Regierung unter Reichskanzler Max von Baden ist gewiss kein Systemwechsel und Neuanfang.

Sie beteiligt halt zusätzlich ein paar Parteienvertreter, die das Image der Reichsregierung

aufpolieren sollen. 

5. Oktober 1918 – Der Krieg ist verloren - jedes weitere Opfer ist  vergeblich

Deutsches Reich - Berlin * Durch Zeitungsartikel erfährt die deutsche Öffentlichkeit, dass es eine

neue Regierung mit Beteiligung der Sozialdemokraten, des Zentrums und der Fortschrittspartei

gibt.    Auch, dass diese Regierung als erste Amtshandlung ein Waffenstillstandsgesuch an den

US-amerikanischen Präsidenten Woodrow Wilson geschickt hat. Damit herrscht im Volk

Gewissheit, dass der Krieg verloren und jedes weitere Opfer vergeblich ist.     Was verschleiert

wird ist das Versagen der Obersten Heeresleitung - OHL, die das Deutsche Reich mit seiner

Kriegspolitik ins Verderben geführt hat, jetzt aber nicht mehr als Verantwortlicher und

Hauptakteur, sondern als Zuschauer erscheint. 

8. Oktober 1918 – Die MSPD lässt den Reichskanzler nicht fallen

Berlin * Der MSPD-Vorsitzende Friedrich Ebert hat in der „Briefaffäre“ des Reichskanzlers Max

von Baden erkannt: „Wenn die Arbeiter von dem Brief Kenntnis erhalten, so verliert die Regierung

ihren ganzen Einfluss.“    Dennoch wird der Reichskanzler von der MSPD gehalten. Dankbar stellt

dieser fest, „dass ich in den Sozialdemokraten Männer auf meiner Seite habe, auf deren Loyalität

ich mich vollkommen verlassen kann.“ 
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12. Oktober 1918 – Im Zustande einer latenten Revolution

Berlin * Ministerpräsident Otto von Dandl trifft sich mit seinen Kollegen aus Sachsen,

Württemberg, Baden und Mecklenburg in Berlin zu einem Gedankenaustausch. Die Anwesenden

betrachten die politische Entwicklung „mit großer Sorge“. Man befinde sich sogar schon „im

Zustande einer ‚latenten Revolution‘“.       Es gibt Staatsstreichgelüste auf der extremen Rechten, 

 als „noch gefährlicher“ wird eingeschätzt, das die Unabhängige Sozialdemokratische Partei -

USPD zurzeit „außerordentliche Fortschritte“ macht.      Die

anwesenden Ministerpräsidenten erwarten allerdings die Lösung der Probleme nicht vom

eigentlich zuständigen Reichskanzler Max von Baden, sondern setzen ihre Hoffnungen auf die

Führer der Mehrheitssozialdemokratie. 

15. Oktober 1918 – Die Liberale Fraktion stellt ihre Forderungen vor

München * Die Liberale Fraktion der Bayerischen Abgeordnetenkammer fordert       die

Abschaffung des bisherigen Beamtenministeriums,   die Bildung einer Volksregierung auf

parlamentarischer Grundlage unter Beschränkung der königlichen Gewalt und Beiziehung der

Sozialdemokraten.   Die sofortige Beschlussfassung über die nötigen verfassungsrechtlichen

Umgestaltungen und Verwaltungsreformen, insbesondere auch   die Einführung des

Verhältniswahlrechts.

15. Oktober 1918 – Wilhelm Dittmann wird aus der Festungshaft entlassen

Berlin * Wilhelm Dittmann, Gründungsmitglied der Unabhängigen Sozialdemokraten - USPD und

Aktivist beim Berliner Munitionsarbeiterstreik im Januar 1918, wird aus der Festungshaft

entlassen.    Wilhelm Dittmann war am 4. Februar 1918 vom Außerordentlichen Kriegsgericht

wegen des versuchten Landesverrats zu fünf Jahren Festungshaft verurteilt worden. 

21. Oktober 1918 – Der Sozialdemokratische Verein für die Wahlkreise München I und II fordert

München * Der Sozialdemokratische Verein für die Wahlkreise München I und II fasst in seiner

außerordentlichen Generalversammlung den einstimmigen Beschluss        zur sofortigen

Parlamentarisierung und Demokratisierung der bayerischen Staatsverfassung unter Aufhebung

der Reichskammer,   für ein Wahlrecht für beide Geschlechter, dem die Verhältniswahl zugrunde

liegt,   sowie für die Umgestaltung der Verwaltung.
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24. Oktober 1918 – Schwere Vorwürfe Kurt Eisners gegen die MSPD

München * Kurt Eisner und seine USPD gehen in ihrer Werbung für die Wahl am 17. November

mit der MSPD ins Gericht:  „Diese Wahl soll und muss die große Abrechnung der Massen mit

denen sein, die das Volk alle die Kriegsjahre hindurch getäuscht und verraten haben. In erster

Linie mitverantwortlich für alles, was sich in diesen Zeiten Furchtbares ereignet hat, sind die

Regierungssozialisten, die sich jetzt überbieten in schreiendem Radikalismus, um die

Aufmerksamkeit von der eigenen Schuld und Mitschuld abzulenken. […]   Einer der belastetsten

und gefährlichsten Regierungssozialisten, Herr Erhard Auer, der bereits ungezählte Ämter fest in

der Hand hält, wagt es, trotz seiner Belastung mit der Schuld an der verwüstenden Kriegspolitik

der herrschenden Klassen sich unter dem angemaßten Namen eines Sozialdemokraten um den

Reichstagssitz in München zu bewerben.“ 

24. Oktober 1918 – Wehrfreudige Artikel im Vorwärts

Berlin * Bei seiner Rede im Reichstag führt Friedrich Ebert aus, dass die Sozialdemokraten auch

dann ihr Land nicht im Stich lassen, wenn der ersehnte Friede nicht zustande käme. Selbst der

sozialdemokratische Vorwärts druckt wehrfreudige Artikel und erklärt, dass es besser ist

weiterzukämpfen, als einen „demütigenden Frieden“ hinzunehmen. 

25. Oktober 1918 – Die bürgerlichen Parteien wollen den SPD-Forderungen nicht nachgeben

München-Kreuzviertel * Die sozialdemokratische Landtagsfraktion nimmt nicht mehr an den

Verhandlungen über die Änderungen der Bayerischen Verfassung teil, weil die bürgerlichen

Parteien den SPD-Forderungen nicht nachgeben wollen.

1. November 1918 – Prinzessin Wiltrud von Bayerns Angst vor der USPD

München-Graggenau * Prinzessin Wiltrud von Bayern schreibt in ihr Tagebuch: „Wenn die

unabhängigen Sozialdemokraten noch mehr Zuwachs und Macht bekommen, dann kann auch

Bayern die Republik drohen.“

2. November 1918 – Ein bayerisches Abkommen über parlamentarische Reformen
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München-Kreuzviertel * Unter dem Eindruck der revolutionären Unruhen im Deutschen Reich

schließt die bayerische Regierung mit Delegierten der im Landtag vertretenen Parteien ein

Abkommen über parlamentarische Reformen, in der wesentliche Forderungen der SPD erfüllt

werden. Sie beinhaltet:       Die Einführung der Verhältniswahl zur Kammer der Abgeordneten.  

Eine ergiebige Verstärkung der Kammer der Reichsräte durch Vertreter der Gemeinden, der

Hochschulen und der wichtigsten Berufs- und Erwerbsstände.   Von den Prinzen des Königlichen

Hauses gehören nur noch der Kronprinz und fünf weitere der Reichsrätekammer an.   Keine

weitere Ernennung erblicher Reichsräte.   Ein Veto der Reichsrätekammer gegen ein Gesetz

kann durch dreimalige Abstimmung der Abgeordnetenkammer überstimmt werden.    Die

Einjährige Finanzperiode.   Als Minister können nur Personen berufen werden, die das Vertrauen

der Kammern des Landtags besitzen.   Ein Ministerium für Soziale Fürsorge wird neu gebildet

und mit einem Sozialdemokraten besetzt.   Ferner sollen vier Abgeordnete als Minister ohne

Portefeuille [= Ressort, Ministerium] berufen werden, einer davon aus den Reihen der

sozialdemokratischen Fraktion.      Die notwendige Kabinettsumbildung ist für den 8. November

angekündigt.    Die Verhältniswahl zur Abgeordnetenkammer ist eine alte sozialdemokratische

Forderung und die Vereinbarungen über die Kammer der Reichsräte laufen auf eine

Demokratisierung der Kammer der Adeligen und des hohen Klerus hinaus. Dadurch hätte die

Bayerische Verfassung zugleich parlamentarisiert werden sollen. Auch die Vorschrift aus dem

Wahlgesetz von 1896, wonach kein Abgeordneter zum Minister berufen werden darf, würde

durch diese Gesetzesvorlage abgeschafft werden.    Über den Königlichen Erlass über die

Parlamentarisierung Bayerns soll am 6. November 1918 die Abgeordnetenkammer abstimmen

und sich am 8. November die Kammer der Reichsräte mit dieser Vorlage befassen. Doch dazu

wird es nicht mehr kommen. Obwohl die sozialdemokratische Münchener Post die Vereinbarung

als „Beginn der Demokratisierung Bayerns“ feiert, stehen viele Sozis dieser Demokratisierung von

oben sehr skeptisch gegenüber. 

4. November 1918 – Versammlung der Vertrauensleute der SPD und der Gewerkschaften

München-Ludwigsvorstadt * Im Mathäserbräu findet eine gemeinsame Versammlung der

Vertrauensleute der SPD und der Gewerkschaften statt. Sie fassen den einstimmigen Beschluss: 

   „Da unter dem Streit zwischen Sozialdemokraten und Unabhängigen die Arbeiterinteressen

Schaden leiden, appellieren die Obleute an die Leitung beider Parteien, den Bruderkrieg

einzustellen und die ganze Kraft des Proletariats zum Kämpfe gegen den gemeinsamen Feind,

Kapitalismus und Reaktion, zu vereinigen.“

5. November 1918 – Noske will die Revolution im Keime ersticken
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Kiel - Berlin * Den Mann, den die aufständischen Matrosen am Tag zuvor noch als ihren

Richtigen erkannt und sogar zu ihrem Gouverneur ernannt haben, der MSPD-Abgeordnete

Gustav Noske, telefoniert an diesem Abend nach Berlin und erklärt, dass er „nur eine Hoffnung

hat: Die freiwillige Rückkehr zur Ordnung unter sozialdemokratischer Führung; dann wird die

Rebellion in sich zusammen sinken“.    Reichskanzler Max von Baden setzt noch am selben Tag

den Beschluss durch: „Freie Hand für Noske bei dem Versuch, den lokalen Ausbruch zu

ersticken.“ 

6. November 1918 – Ein Aufruf zur Friedenskundgebung am 7. November 1918

München * Die sozialdemokratische Münchener Post veröffentlicht auf der Titelseite im Auftrag

der Leitung der sozialdemokratischen Partei Münchens einen Aufruf „An die Bevölkerung

Münchens!“. Darin heißt es:       „Die sozialdemokratische Partei ruft die Bevölkerung Münchens

mit Ausnahme der beim Transport und Verkehr beschäftigten Personen auf, am

Donnerstagnachmittags 3 Uhr auf der Theresienwiese zu erscheinen.    Es gilt, im Geiste der

Freiheit und Verantwortung Stellung zu nehmen zu den großen Tagesfragen, die in der letzten

Vertrauensmännerversammlung der gesamten Münchener Arbeiterschaft erörtert worden sind.   

Die Vertrauensleute der Partei und Gewerkschaften werden aufgefordert, dabei mitzuwirken, daß

die Demonstration einen der organisierten Arbeiterschaft würdigen Verlauf nimmt“. 

6. November 1918 – USPD und MSPD rufen gemeinsam zu einer Massenversammlung auf

München * Kurt Eisner [USPD] und Erhard Auer [MSPD] rufen auf großen Plakaten für den

nächsten Tag zu einer gemeinsamen Massenversammlung auf der Theresienwiese auf. Obgleich

Erhard Auer anfangs Bedenken hatte, gab er seine Zustimmung. Er hat erkannt, dass man der

Friedenssehnsucht der Einwohner Münchens ein Ventil geben muss.  Es kommt auch deshalb

zur ersten öffentlichen Zusammenarbeit der beiden sozialistischen Gruppierungen in Bayern seit

der Gründung der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei Deutschlands - USPD, weil Auers

MSPD nicht gemeinsame Sache mit denen machen kann, die für die nationale Verteidigung

eintreten und die Waffenstillstandsbemühungen bekämpfen. Über das damit verbundene Risiko

ist sich Erhard Auer und die bayerische Regierung bewusst. 

6. November 1918 – Erhard Auer spricht zum Thema: Was wollen wir Sozialdemokraten?

München-Au * Im Franziskanerkeller spricht der SPD-Reichstagskandidat Erhard Auer zum
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Thema „Was wollen wir Sozialdemokraten“ und fordert       die Abdankung des Kaisers und des

deutschen Kronprinzen,   die Ausschaltung aller reaktionären Elemente aus der politischen

Verwaltung,   die Änderung des Mannschaftsbeschwerdegesetzes,   eine

Arbeitslosenversicherung und   den Achtstundentag.       Die Anwendung von Gewalt lehnt er ab.

6. November 1918 – Kriegsminister Hellingrath und Erhard Auer beruhigen die Minister

München-Kreuzviertel * Am Nachmittag trifft sich das ausscheidende Kabinett mit dem neuen

Reform-Kabinett unter dem Vorsitz des Ministerpräsidenten Otto von Dandl. Das eine Kabinett ist

nicht mehr handlungsfähig, das andere wird seine Aufgabe erst am 8. November übernehmen.

Sorgenvoll blicken sie auf die Massenkundgebung von USPD und MSPD auf der Theresienwiese

am nächsten Tag. Man überlegt sogar, Kurt Eisner vorsorglich verhaften zu lassen. 

Kriegsminister Philipp von Hellingrath erklärt: „Es gibt unruhige und unzuverlässige Elemente

auch in der bayerischen Armee, aber, meine Herren, Sie können ganz beruhigt sein. Die Armee

als Ganzes ist noch fest in unserer Hand. Es wird nichts passieren.“  Der Vorsitzende der

bayerischen Mehrheitssozialdemokraten, Erhard Auer, erklärt: „Reden Sie doch nicht immer von

Eisner. Eisner ist erledigt. Sie dürfen sich darauf verlassen. Wir haben unsere Leute in der Hand.

Ich gehe selbst mit im Zug. Es geschieht gar nichts.“   Dennoch trifft die Regierung Vorkehrungen

für den Fall von Gewaltanwendung. Die stationierten Truppen werden in Alarmbereitschaft

versetzt und mit Gewehren und Tränengas bewaffnet. 

6. November 1918 – Das Militär ist von der neuen Regierung völlig unbeeindruckt

Berlin * Da sich das Militär völlig unbeeindruckt von der neuen Regierung zeigt und die deutschen

Wehrbehörden auch weiterhin junge Männer zum Wehrdienst einziehen, als sei nichts

geschehen, protestieren die Unabhängigen Sozialdemokraten gegen die Fortsetzung des Krieges

und rufen die Arbeiterschaft auf, sich bereitzuhalten.    Denn „die Geschicke des deutschen

Volkes werden durch dunkle Mächte gelenkt, die bereit sind, das Verderben des Volkes zu

vollenden“. Sie zählen zu den „Mächten der Finsternis“ offenbar auch die „Regierungssozialisten“

mit ihren Aufrufen, die Ruhe zu bewahren: „Jede selbstständige freie Betätigung der Massen soll

unterdrückt werden.“ 

7. November 1918 – Eine erste Initiative zur Bildung von Räten

München * Um 15 Uhr wird eine erste Initiative zur Bildung von Räten beobachtet. Eine kleine
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Gruppe von Soldaten findet sich „unter der Parole: Schaffung von Soldatenräte“ zusammen.

Nach einem Bericht der Münchener Post fordert ein USPD-Redner die „sofortige Einsetzung

eines Arbeiter- und Soldatenrats“ bereits als die Mehrheitssozialdemokraten und Gewerkschafter

zur Demonstration aufbrechen. 

7. November 1918 – Das Teilnahmeverbot der Soldaten wird zurückgenommen

München-Theresienwiese * Die Unabhängige Sozialdemokratische Partei - USPD hat zu einer

Kundgebung auf die Theresienwiese eingeladen. Um die Kontrolle über die Münchner

Arbeiterschaft nicht ganz zu verlieren, haben sich die Gewerkschaften und die MSPD dieser

Einladung angeschlossen.   Soldaten ist zunächst die Teilnahme an der Versammlung von der

Stadtkommandatur verboten worden. Zwei MSPD-Abgeordnete, darunter Erhard Auer,

veranlassen, dass die Anordnung durch Kriegsminister Philipp von Hellingrath aufgehoben wird.

Soldaten, die keinen Dienst haben, wird erlaubt, die Kaserne zu verlassen. Ein Teil der Soldaten

wird als Bereitschaft zurück behalten. 

7. November 1918 – Wie Bischof Faulhaber die Umsturznacht erlebt

München-Kreuzviertel * Erzbischof Michael von Faulhaber notiert in der Umsturznacht in sein

Tagebuch: „Nachmittag, 15:00 Uhr, auf der Theresienwiese Versammlung. Von den

Sozialdemokraten gedacht als Exploron, um das Volk zufrieden zu stellen, wollten den

Unabhängigen den Wind aus den Segeln nehmen. Im Zug wohl einige Tafeln: Nieder die

Dynastie, (eine andere: Das Weib keine Gebärmaschine) sonst aber ruhig und viele Harmlose

dabei. […] Dabei schwenkte unter der Roten Fahne eine Soldatengruppe ab, ‚zu den Kasernen‘

und diese Soldaten haben die Revolution gemacht. […]    Nachts, 23:00 Ihr, beginnt der Lärm auf

der Straße. Militär, bewaffnet, erst zu Fuß, allmählich mit Lastautos, die fortwährend mit

furchtbarem Lärm herumrasen, mit Maschinengewehr ausgerüstet und die Bevölkerung

bestürzen sollen. Die schrecklichste Nacht meines Lebens“. 

7. November 1918 – Die Revolutionäre richten im Mathäserbräu ihr Standquartier ein

München * Kurt Eisner und seine Unabhängigen ist es trotz ihrer kleinen Zahl gelungen, die

Mehrheitssozialdemokraten auszumanövrieren. Auf dem Weg schließen sich ihnen weitere

Arbeiterinnen und Arbeiter, Zivilisten, Männer und Frauen aber auch Kinder an. Auf einmal sind

es Zehntausende. Im Mathäser-Bräu richten sie das Standquartier der Arbeiter- und Soldatenräte
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ein.    Oskar Maria Graf schreibt: „Der Marsch hatte begonnen und war unaufhaltsam. Keine

Gegenwehr kam. Alle Schutzleute waren wie verschwunden. Aus den vielen offenen Fenstern

schauten neugierig Menschen auf uns herunter. Überall gesellten sich neue Trupps zu uns, nun

auch schon einige Bewaffnete. Die meisten Menschen lachten und schwatzten, als ging‘s zu

einem Fest. […] Die ganze Stadt schien zu marschieren.“ 

7. November 1918 – Eine Versammlung nach den Vorstellungen Erhard Auers

München-Theresienwiese * Die Versammlung verläuft zunächst ganz nach den Vorstellungen

Erhard Auers. Die Mehrheitssozialdemokraten und die Gewerkschafter marschieren geschlossen

an. Um 15:15 Uhr beginnen die Ansprachen, dafür sind 15 Minuten vorgesehen. Der

MSPD-Führer und weitere Funktionäre halten ihre Reden an der Bavaria, in der sie hervorheben,

dass die Sozialdemokratische Partei       weder zum Streik noch zur Revolution auffordert,

sondern   die Entwicklung zum Volksstaat auf parlamentarischen Wegen erreichen möchte.     

Um 15.45 Uhr lassen sie dann über eine Resolution abstimmen, danach löst sich die

Versammlung auf. Nun formieren sich die Teilnehmer zur großen Friedensdemonstration. Mit

einem Musikkorps an der Spitze marschiert der größte Teil der Massendemonstration unter

Führung von Erhard Auer in vollkommener Disziplin über die Landwehrstraße, Sonnenstraße,

Karlsplatz, Lenbachplatz, Maximiliansplatz, Brienner Straße, Residenzstraße, Maximilianstraße

und schließlich längs der Isar entlang bis zum Friedensengel. Hier löst sich der Protestmarsch

nach einer kurzen Schlussansprache des MSPD-Reichstags- und Landtagsabgeordneten Franz

Schmitt auf. 

7. November 1918 – Die Waffenstillstandsverhandlungen haben begonnen

München * Bayerns Innenminister Dr. Friedrich von Brettreich gibt in einem Aufruf bekannt: „Die

Waffenstillstandsverhandlungen sind im Gang, sie werden baldigst zum Abschluss

kommen.“ Und dann: „Jetzt gilt es erst recht, Ruhe und Ordnung zu wahren. Innere Unruhen

anstiften, hieße den Krieg noch mal beginnen.“ Eine Variation des alten und sattsam bekannten

Spruchs: „Ruhe ist die erste Bürgerpflicht!“    Dahinter verbirgt sich sicherlich auch die Angst vor

eventuellen Ausschreitungen und Unruhen, denn für den Nachmittag des selben Tages haben die

Mehrheitssozialdemokraten und die Unabhängigen zu einer gemeinsamen Versammlung auf der

Theresienwiese eingeladen. 

7. November 1918 – Die revolutionären Vorgänge sind in Kiel bereits beendet
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Kiel - München * Als in München die revolutionären Vorgänge beginnen, sind sie in Kiel bereits

beendet. Der Einfluss von Gustav Noske war so groß, dass er die Revolution in Kiel im Sinne der

Obersten Heeresleitung - OHL, der Reichsregierung und der Sozialdemokratischen Partei -

SPD „ersticken“ und „zurückrollen“ kann.

8. November 1918 – Der Vorwärts rechnet mit Kurt Eisner ab

Berlin - München * Friedrich Stampfer, Chefredakteur beim Vorwärts in Berlin, rechnet mit seinem

ehemaligen Kollegen ab und schreibt am 1. Dezember 1918 mit arroganter Überheblichkeit in der

SPD-Zeitung Vorwärts einen Leitartikel über Kurt Eisner und die „Revolution in Bayern“.  Darin

heißt es: „Als am 8. November 1918 die Kunde kam, dass Eisner bayerischer Ministerpräsident

geworden sei, erfüllte Heiterkeit die Redaktionsstuben, sie pflanzte sich fort in die Setzer- und

Maschinensäle. Es war keiner unter uns, der Eisner von der alten Zeit her nicht liebte, keiner, der

ihm übel wollte oder ihn missachtete. Dennoch: Heiterkeit überall, wohlwollende Heiterkeit. […]  

Wozu wären wir ein befreites Volk, wenn es nicht erlaubt wäre, einem alten Freund offen und

öffentlich zu sagen: Du hast in Deinem Leben schon viele Böcke geschossen, aber dass Du Dich

von Deinen revolutionären Schwabinger Literaturfreunden zum Ministerpräsidenten machen

ließest, das war Dein größter Bock. […]   Du lebst in einer Welt des holden Wahnsinns, wenn Du

glaubst, Du eingewandeter Berliner Literat, der im öffentlichen Leben noch nie eine Rolle gespielt

hat und den man in Bayern bis vor drei Wochen kaum kannte, Du könntest Dich auf das

Vertrauen des bayerischen Volkes stützen. […]   Diese Ministerpräsidentschaft […] steht zum

Ernst unserer Zeit in erschütterndem Gegensatz. Kasperlekomödie des Lebens, frei nach Frank

Wedekind, von Kurt Eisner, mit dem Dichter in der Titelrolle. München - Schwabinger

Naturtheater. In fünf Minuten geht der Vorhang herunter und dann ist Schluss.“  Die preußische

Sozialdemokratie fühlt sich Kurt Eisner gegenüber weit überlegen. Sie verhöhnt und verlacht ihn

und sieht in ihm einen unqualifizierten Abenteurer und absoluten Dilettant, der offensichtlich

nichts von Politik versteht und den Ernst der Lage völlig verkennt. 

8. November 1918 – Erhard Auer: Die SPD hat den Umsturz nicht vorbereitet!

München * Der SPD-Führer Erhard Auer macht noch einmal deutlich, dass die Sozialdemokraten

den Umsturz nicht vorbereitet haben. In seiner Erklärung sagt er:    „Unter dem Druck der

fürchterlichen Drangsale des deutschen Vaterlandes hat sich die gestrige Kundgebung ohne

unser Zutun zu einem Willensakte gesteigert, mit dem alle Teile der Bevölkerung rechnen

müssen.“ 
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8. November 1918 – Die Polizei ist unzureichend und das Militär hat versagt

München * Zwischen Mitternacht und ein Uhr bittet Innenminister Dr. Friedrich von Brettreich den

Führer der Mehrheitssozialdemokraten, Erhard Auer, zu sich. Auer macht deutlich, dass er und

seine Partei die „gewaltsame Niederschlagung der Revolution“ und die „Festnahme der

Revolutionäre“ noch in der Umsturznacht dulden werden. Danach können sie nur mehr

versuchen - auf der Grundlage der neu geschaffenen Verhältnisse - an der Stabilisierung der

inneren Ordnung mitzuwirken.    Auf Auers Frage nach einer aus 500 Mann bestehenden

zuverlässigen Truppe, erwidert von Brettreich, dass ihm keine ausreichenden Machtmittel zur

Verfügung stehen, um den Umsturz niederzuwerfen. Die Polizei ist unzureichend und das Militär

hat gänzlich versagt. 

8. November 1918 – Augsburg wählt einen Arbeiter- und Soldatenrat

Augsburg * Der Redakteur der sozialdemokratischen Schwäbischen Volkszeitung, Ernst Niekisch,

informiert in aller Frühe die Führer der örtlichen Sozialdemokratischen Partei und der

Gewerkschaften über die Vorgänge in München.    Da sich keiner der Angesprochenen traut in

die Kasernen zu gehen und sich an die Spitze der Revolution zu stellen, begibt sich Niekisch zum

Augsburger Divisionskommandeur. Die Ausweglosigkeit seiner Situation erkennend, lässt er

Niekisch einen Provisorischen Soldatenrat wählen.    Und weil die Augsburger

Mehrheitssozialdemokraten inzwischen von der Standfestigkeit der neuen Regierung überzeugen

konnten, berufen sie eine Massenveranstaltung der Arbeiter ein, auf der Ernst Niekisch zum

Vorsitzenden des Arbeiter- und Soldatenrats gewählt wird. 

8. November 1918 – Der Provisorische Nationalrat des Volksstaats Bayern konstituiert sich

München-Kreuzviertel * Noch in der Nacht konstituiert sich der Provisorische Nationalrat des

Volksstaats Bayern. Er löst die 163 gewählten Abgeordneten des Bayerischen Landtags ab.   

Voraussetzung ist, dass, entsprechend der Machtverhältnisse und im Interesse der Einigung des

Proletariats, die Mehrheitssozialdemokraten beteiligt werden müssen, obwohl sie die

Revolution mit allen Mitteln verhindern wollten und sich Erhard Auer mit der „gewaltsamen

Niederschlagung der Aufständischen“ noch in der Nacht vom 7. zum 8. November einverstanden

erklärt hat. Aber gegen die MSPD kann nicht regiert werden.    Deshalb zieht Eisner zur ersten

öffentlichen Sitzung des provisorischen Nationalrates am 8. November 1918 - neben den

Delegierten des Arbeiter-, Soldaten- und Bauernrats sowie Vertretern der Gewerkschaften und

Berufsverbände - die sozialdemokratische Fraktion des alten Landtags, die Fraktion des
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Bauernbundes und drei liberale Abgeordnete - Ludwig Quidde, Hübsch und Kohl - hinzu.

8. November 1918 – Kurt Eisner stellt das neue Kabinett zusammen

München-Kreuzviertel * Nun macht sich der Unabhängige Sozialdemokrat Kurt Eisner an die

Zusammenstellung des Kabinetts.  

8. November 1918 – Eine Provisorische Bayerische Regierung wird gebildet

München-Kreuzviertel * Um 15:38 Uhr tritt der Provisorische Nationalrat des Volksstaatse

Bayern zu seiner zweiten Sitzung zusammen, um eine Provisorische Bayerische Regierung zu

wählen.    Eisner schlägt folgende Zusammensetzung der Regierung vor:      Das Ministerium des

Äußeren und damit das Präsidium übernimmt Kurt Eisner selbst.    Vizepräsident und

Kultusminister wird der Mehrheitssozialdemokrat Johannes Hoffmann.    Ebenfalls MSPD sind der

Minister für militärische Angelegenheiten, Albert Roßhaupter,   und der Justizminister Johannes

Timm.    Das Innenministerium erhält der Vorsitzende der bayerischen

Mehrheitssozialdemokraten, Erhard Auer.    Das Verkehrsministerium überträgt Eisner einem

bürgerlichen Fachmann: Heinrich von Frauendorfer.    Das Ministerium der Finanzen vertraut

Eisner dem Professor für Staatswissenschaften, Edgar Jaffé an, der den Unabhängigen nahe

steht.    Das neu geschaffene Ministerium für soziale Angelegenheiten leitet der Unabhängige

Sozialdemokrat Hans Unterleitner.      Die Benennung Erhard Auers zum Innenminister ruft neben

Beifall auch Unmutsäußerungen hervor. Bei der Abstimmung erhält Auer eine überwiegende

Mehrheit.  Eisner will mit Auers Ernennung seinen schärfsten Gegner unter Kontrolle

bringen. Daneben ist ihm bewusst, dass die MSPD die Nichtbesetzung des Innenministeriums mit

ihrem Vorsitzenden als Affront empfunden und sich möglicherweise mit der Bourgeoisie gegen

die Revolutionsregierung verbünden würde. Auer dagegen kann der MSPD dadurch den Einfluss

auf die kommenden Ereignisse sichern.    Das Landwirtschaftsministerium wollte Eisner

ursprünglich mit einem revolutionären Bauernbündler besetzen. Doch das kann Erhard Auer

verhindern. Es wird nicht gebildet, da der MSPD-ler darin eine Beschneidung seines

Ressorts sieht und er dem Eisner-nahen Bayerischen Bauernbund - BBB kein zusätzliches

Machtinstrument an die Hand geben will. 

8. November 1918 – Kurt Eisner kürzt als erstes sein hohes Gehalt

München-Kreuzviertel * Der Unabhängige Sozialdemokrat Kurt Eisner, der das Amt des
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Ministerpräsidenten der Republik Bayern übernommen hat, wird er dieses Amt 105 Tage

ausüben. In seiner ersten Amtshandlung kürzt der neu ernannte Bayerische

Ministerpräsident sein „hohes“ Gehalt. 

9. November 1918 – Der fingierte Thronverzicht

Berlin * Während in den meisten großen deutschen Städten rote Fahnen über den

Regierungsgebäuden und Residenzen wehen, beginnen in Berlin die Auseinandersetzungen erst.

Die Lage spitzt sich dramatisch zu, als die Revolutionären Obleute für diesen Tag große

Demonstrationen angekündigt haben. Die Bewegung droht der Regierung und den

Mehrheitssozialdemokraten endgültig zu entgleiten.    Reichskanzler Max von Baden befürchtet,

dass die Demonstranten siegen und ihrerseits die Absetzung des Kaisers ausrufen könnten.

Deshalb veröffentlicht er mittags um 12 Uhr völlig eigenmächtig eine Erklärung, in der darstellt,

dass sich der Kaiser des Deutsches Reichs und zugleich König von Preußen entschlossen hat,

dem Thron zu entsagen.    Gleichzeitig überträgt der Prinz von Baden an den

sozialdemokratischen Parteiführer Friedrich Ebert das Amt des Reichskanzlers, um die

Staatsführung vor dem revolutionären Zugriff zu bewahren. 

9. November 1918 – Philipp Scheidemann ruft die Deutsche Republik aus

Berlin * Während der designierte Reichskanzler und Vorsitzende der

Mehrheitssozialdemokraten, Friedrich Ebert, noch mit den Unabhängigen verhandelt, ruft Philipp

Scheidemann gegen 14 Uhr vom Balkon des Reichstagsgebäudes unter brausendem Beifall die

„Deutsche Republik“ aus:    „Das deutsche Volk hat auf der ganzen Linie gesiegt. Das alte

Morsche ist zusammengebrochen; der Militarismus ist erledigt! Die Hohenzollern haben

abgedankt! Es lebe die Deutsche Republik!“ 

9. November 1918 – Großherzog Wilhelm Ernst von Sachsen-Weimar-Eisenach dankt ab

Weimar * Der Soldatenrat unter Führung des Sozialdemokraten August Baudert zwingt den

Großherzog Wilhelm Ernst von Sachsen-Weimar-Eisenach zur Abdankung. 

10. November 1918 – Der Rat der Volksbeauftragten als provisorische Regierung
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Berlin * Bildung des Rats der Volksbeauftragten als Provisorische Regierung beim Übergang vom

Kaiserreich zur Weimarer Republik.    Das Gremium besteht aus je drei Vertretern der

Mehrheitssozialdemokraten - MSPD und der Unabhängigen Sozialdemokraten - USPD. Die

MSPD entsendet: Friedrich Ebert, Philipp Scheidemann und Otto Landsberg, die USPD: Hugo

Haase, Wilhelm Dittmann und Emil Barth. Ebert und Haase sind gleichberechtigte Vorsitzende.   

Der Rat der Volksbeauftragten beaufsichtigt das Regierungskabinett, das weiterhin im Amt ist. 

10. November 1918 – Die Thule-Gesellschaft gründet einen Kampfbund

München-Graggenau * Mitglieder der Thule-Gesellschaft gründen einen Kampfbund, der die

Zerschlagung der Räterepublik mit Waffengewalt zum Ziel hat. Die Leitung übernimmt Freiherr

Rudolf von Sebottendorff selbst.      Diese Nationalisten, Antisemiten und

Deutschnationalen entwickeln eine Doppelstrategie, die maßgeblichen Anteil an der

Zerschlagung der späteren Räteherrschaft hat. Die Thule-Gesellschaft wird zum

Organisationszentrum der Münchner Gegenrevolution und Aktionsgemeinschaften organisieren   

    den Aufbau eines umfangreichen Informations- und Spitzelsystems in allen revolutionären und

kommunistischen Gruppierungen,   die Kontaktaufnahme mit gesprächsbereiten

Sozialdemokraten aus der Provisorischen Regierung und der Parteispitze sowie    die Errichtung

eines illegalen Werbebüros zur Unterstützung bereits existierender nationaler Militärverbände und

zum Aufbau einer eigenen militärischen Organisation. 

14. November 1918 – Das neue Hauptquartier der OHL in Kassel

Kassel * Die Oberste Heeresleitung - OHL schlägt ihr neues Hauptquartier in Schloss

Wilhelmshöhe in Kassel auf.  Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg wird vom

sozialdemokratischen Oberbürgermeister ziemlich devot begrüßt. Die Mitglieder des Arbeiter- und

Soldatenrats nehmen ihre rote Armbinden ab. 

15. November 1918 – Hugo Preuß soll die Verfassung der Republik erarbeiten

Berlin * Das Kabinett beruft den liberalen Staatsrechtler Hugo Reuß zum Staatssekretär des

Reichsamtes des Inneren. Reuß soll die neue Verfassung der Republik ausarbeiten. Ein Liberaler

und kein Sozialdemokrat wird diese wichtige zentrale Aufgabe anvertraut. 
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26. November 1918 – Richtlinien für die Tätigkeit der Arbeiter- und Bauernräte

München - Freistaat Bayern * Der Ministerrat beschließt - in Abwesenheit von Kurt Eisner - nach

Abstimmung mit den Vollzugsausschüssen der Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte die

Vorläufigen Richtlinien für die Arbeiter- und Bauernräte.  Die Richtlinien stellen einen Kompromiss

der gegensätzlichen Vorstellungen des bayerischen Ministerpräsidenten vom 20. November und

seines Innenministers Erhard Auer vom 18. November dar. Das bedeutet jedoch, dass

wesentliche Elemente aus beiden Entwürfen ebenso unberücksichtigt bleiben müssen, wie der

Entwurf des Revolutionären Arbeiterrats vom 19. November 1918.  Die Räte erhalten zwar die

von Eisner vorgeschlagene Stellung im Staat, doch werden sie nur mit den Kompetenzen

ausgestattet, die ihnen Auer zugestehen will. Die Räte bilden demnach „bis zur endgültigen

Regelung durch die Nationalversammlung die revolutionäre Grundlage des neuen

Regierungssystems“, dennoch bleibt ihnen im Verhältnis zu den Behörden nur das Recht auf

Auskunft und Gehör. Ein Kontrollrecht wird ihnen ebenso wenig zugestanden wie die

Vollzugsgewalt. Damit haben sich Innenminister Erhard Auer und die Mehrheitssozialdemokraten

mit ihren Vorstellungen im Wesentlichen durchgesetzt.  Die Richtlinie für die Bauernräte bleibt die

rechtliche Grundlage für die Arbeit der Bauernräte, bis der Landtag am 21. Mai 1920 das Gesetz

über die Aufhebung der Arbeiterräte beschließt. 

5. Dezember 1918 – Der Wahlkampf in Bayern und im Reich beginnt

München - Freistaat Bayern - Deutsches Reich * Der Wahlkampf beginnt. Er wird mit der Wahl

der Abgeordneten zur deutschen Nationalversammlung am 19. Januar 1919 enden. Diese Wahl

findet eine Woche nach den Wahlen zum Bayerischen Landtag statt.       Als die beiden stärksten

Parteien werden in Bayern die Mehrheitssozialdemokraten - MSPD und die Bayerische

Volkspartei - BVP eingeschätzt. Es ist nur die Frage, wie sich die Mehrheiten verteilen werden.  

Die USPD hat - trotz einer verbindlichen Absprache mit dem Bayerischen Bauernbund - BBB -

keine Erfolgsaussichten. Sie hofft auf einen so großen Stimmenzuwachs, dass sie für eine

Regierungskoalition unentbehrlich sein würde.   Der Spartakusbund, der sich nach dem 31.

Dezember 1918 Kommunistische Partei Deutschlands - KPD nennen wird, weigert sich, an der

Wahl teilzunehmen. 

7. Dezember 1918 – Der Arbeiterrat tagt im Deutschen Theater

München * Die konstituierende Sitzung des Münchener Arbeiterrats findet im Deutschen Theater

statt. Das Gremium setzt sich aus über 400 gewählten Arbeiterräten und den rund 50 Mitgliedern
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des Revolutionären Arbeiterrates zusammen. Die Mehrheit des Münchener Arbeiterrates besteht

aus Mitgliedern der Mehrheitssozialdemokraten. 

7. Dezember 1918 – Die USPD solidarisiert sich mit Spatakus

Berlin * Die undurchsichtigen Vorgänge und das Blutbad vom 6. Dezember steigert das

Misstrauen der USPD gegenüber den Mehrheitssozialdemokraten. Die Freiheit, das Berliner

Parteiorgan der USPD, solidarisiert sich mit dem Streikaufruf von Spartakus mit folgenden Zeilen:

   „Wir verstehen die Empörung und teilen die Gefühle unserer Genossen. Wir begrüßen ihre

Initiative. Der Streik soll ein Protest sein gegen das ruchlose Vorgehen in der Chausseestraße,

gegen gegenrevolutionäre Umtriebe und eine Sympathiebezeigung für die armen Opfer!“ 

16. Dezember 1918 – Die geistliche Schulaufsicht wird abgeschafft

München-Kreuzviertel * Der Ministerrat billigt die von Kultusminister Johannes Hoffmann

vorgelegte „Verordnung, betreffend Beaufsichtigung der Volksschule“. Darin wird ab 1. Januar

1919 die geistliche Schulaufsicht abgeschafft und Übergangsregelungen für die Zeit bis dahin

festgeschrieben.       Die Ortsschulaufsicht geht vom Ortspfarrer auf den Bürgermeister über.  

Darüber hinaus wird ein freireligiöser Sittenunterricht eingeführt und   der Zwang zur Teilnahme

am Religionsunterricht abgeschafft.      Damit sind zentrale kulturpolitische Forderungen der

Sozialdemokratie der letzten Jahrzehnte erfüllt. 

18. Dezember 1918 – Termin für die Wahlen zur Nationalversammlung festgesetzt

Berlin * Auf dem Kongress der Arbeiter- und Soldaten-Räte Deutschlands in Berlin werden die

Forderungen des Spartakusbundes und dem linken Flügel der Unabhängigen

Sozialdemokratischen Partei Deutschlands - USPD zur Übertragung der gesamten Macht an die

Arbeiter- und Soldaten-Räte abgelehnt.         Die Mehrheit stimmt für den Antrag der MSPD, „bis

zur anderweitigen Regelung durch die Nationalversammlung die gesetzgebende und

vollziehende Gewalt“ dem Rat der Volksbeauftragten [= Regierung Ebert] zu übertragen.     Die

Mehrheit beschließt, die Wahlen zur Nationalversammlung auf den 19. Januar 1919

festzusetzen. 
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19. Dezember 1918 – Abschaffung des Rätesystems und ein Termin für die Wahl

Berlin * Auf dem Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands wird über die Frage

Nationalversammlung oder Rätesystem beraten. Die Mehrheitssozialdemokraten wollen den

Vollzugsrat, das Kontrollorgan des Rats der Volksbeauftragten auflösen. Max Cohen von der

MSPD stellt deshalb den Antrag, künftig auf die Räte zu verzichten. Die USPD setzt sich für den

Weiterbestand ein.    Schlussendlich stimmen die Delegierten mit mit 344 gegen 98 Stimmen       

für die Abschaffung des Rätesystems und   legen den Termin für die Wahl zur

Verfassungsgebenden Nationalversammlung auf den 19. Januar 1919 fest. 

29. Dezember 1918 – Die USPD-Volksbeauftragten treten zurück

Berlin * Kurz nach Mitternacht erklären die Vertreter der Unabhängigen Sozialdemokraten -

USPD (Hugo Haase, Wilhelm Dittmann und Emil Barth) während der Sitzung der

Volksbeauftragten und dem Zentralrat - sehr zur Freude der MSPD - ihren Rücktritt. Sie wollen

Deutschland in Richtung eines Rätestaats verändern.    Bereits um 0:15 Uhr teilt Reichskanzler

Friedrich Ebert den Austritt der USPD aus dem Rat der Volksbeauftragten der Presse mit. 

29. Dezember 1918 – Gustav Noske und Rudolf Wissell zu Volksbeauftragte gewählt

Berlin * Um 9 Uhr treten die MSPD-Volksbeauftragten mit dem Zentralrat erneut zusammen, um

endgültig über die Nachfolge der ausgeschiedenen Regierungsmitglieder zu beraten und noch

am Nachmittag die neue Zusammensetzung auf Flugblättern zu veröffentlichen.    Der Zentralrat

wählt einstimmig zwei Vertreter der Mehrheitssozialdemokraten - MSPD  in den Rat der

Volksbeauftragten. Es sind dies: Gustav Noske und Rudolf Wissell.    Alleiniger Vorsitzender ist

nun Friedrich Ebert, der sich für eine Wahl zur Verfassungsgebenden Nationalversammlung

einsetzt. Das Deutsche Reich soll möglichst bald eine demokratisch legitimierte Regierung

bekommen. 

4. Januar 1919 – Das Vorläufige Staatsgrundgesetz der Republik Bayern wird beschlossen

München-Kreuzviertel - Freistaat Bayern * Das Vorläufige Staatsgrundgesetz der Republik

Bayern wird beschlossen. Es bildet die Grundlage der Landtagswahlen am 12. Januar 1919. In

der Präambel zur Republik heißt es:    „In der Stunde höchster Not aber, raffte sich dieses

ohnmächtige Volk auf, zertrat in gewaltiger revolutionärer Erhebung das schuldige System der
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Vergangenheit und riß die Macht an sich.   Das politisch ohnmächtige Volk wurde durch die

Revolution das freieste“.    Der Freistaat Bayern wird von einem Einkammersystem und einem

Kabinett gemeinsam regiert. Dem Kabinett steht die oberste vollziehende Gewalt zu. Ihm bleibt

außerdem das Recht vorbehalten, innerhalb von vier Wochen eine Volksabstimmung über jedes

vom Parlament verabschiedete Gesetz zu verlangen. Im Artikel 7 des Staatsgrundgesetzes heißt

es dazu: „Entscheidet die Volksabstimmung gegen den Landtag, so ist er aufzulösen. Entscheidet

sie gegen das Gesamtministerium, so hat es zurückzutreten.“   Im Staatsgrundgesetz wird auch

festgelegt,    dass das Unterrichtswesen in Bayern ab sofort eine staatliche Angelegenheit ist.Der

Religionsunterricht ist damit nicht mehr eine allein den Glaubensgemeinschaften obliegende

Angelegenheit,  die Abschaffung der Adelstitel,  die Einführung des Frauenwahlrechts.    Dass die

Räte im Vorläufigen Staatsgrundgesetz mit keinem Wort erwähnt werden, ist den Liberalen und

dem rechten Flügel der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands zu verdanken.   Der Artikel 17

bestimmt: „Bis zur endgültigen Erledigung des Verfassungsentwurfs, der dem Landtag sofort

nach seinem Zusammentritt vorgelegt werden muss, übt die revolutionäre Regierung die

gesetzgebende und vollziehende Gewalt aus.“ Dadurch kann die Eisner-Regierung auf legaler

Grundlage die Herrschaft über Bayern auch noch nach der Wahl am 2. Februar 1919 in der

Rheinpfalz ausüben. 

5. Januar 1919 – Beginn des sogenannten Spartakusaufstands in Berlin

Berlin * Die von der Berliner USPD und den Revolutionären Obleuten organisierte Demonstration

entwickelt sich zur größten und eindrucksvollsten, die Berlin seit dem 9. November 1918 gesehen

hat. Im Verlauf der Demo wird die sozialdemokratische Zeitung Vorwärts und weitere

Verlagsgebäude und Druckereien im Zeitungsviertel von bewaffneten Demonstranten besetzt. 

12. Januar 1919 – Landtagswahl in Württemberg

Württemberg * Auch bei den Landtagswahlen in Württemberg können Frauen erstmals ihr

demokratisches Wahlrecht ausüben. Die Sitzverteilung für den württembergischen Landtag setzt

sich wie folgt zusammen:       die Sozialdemokratische Partei - SPD erhält 52 Sitze,   die

Deutsche Demokratische Partei - DDP bekommt 38 Abgeordnete,   das katholische Zentrum

kommt auf 31 Mandate,   andere bürgerliche Parteien erringen insgesamt 25

Abgeordnetenplätze.   Die USPD kann lediglich 4 Plätze für sich verzeichnen. 

19. Januar 1919 – Erstmals können Frauen reichsweit wählen und gewählt werden
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Deutsches Reich * Erstmals können Frauen in Deutschland reichsweit wählen und gewählt

werden. 82,3 Prozent der Frauen beteiligen sich an der Wahl.       300 Frauen kandidieren zur

Verfassungsgebenden Deutschen Nationalversammlung. Unter den 423 Abgeordneten befinden

sich 37 Frauen. Die meisten weiblichen Abgeordneten gehören der Sozialdemokratischen Partei -

SPD an.   Rechnet man die Nachrückerinnen dazu, erreicht die Frauenquote 9,6 Prozent. Ein

Wert, der erst 1983 wieder erreicht werden wird. 

19. Januar 1919 – Wahl zum neuen gesamtdeutschen Reichstag

Deutsches Reich * Die Wahlen zur Verfassungsgebenden Deutschen Nationalversammlung [=

Reichstag] finden statt. Das deutschlandweite Ergebnis lautet:         Sozialdemokratische Partei

Deutschlands - SPD: 37,9 Prozent = 163 Abgeordnete   Christliche Volkspartei - Zentrum: 18,8

Prozent = 91 Abgeordnete   Deutsche Demokratische Partei - DDP: 18,1 Prozent = 75

Abgeordnete   Deutschnationale Volkspartei - DNVP: 8,6 Prozent = 44 Abgeordnete  

Unabhängige Sozialdemokratische Partei Deutschlands - USPD: 7,6 Prozent = 22 Abgeordnete  

Deutsche Volkspartei - DVP: 4,4 Prozent = 19 Abgeordnete   Übrige Parteien: 1,6 Prozent = 7

Abgeordnete      Der Wahlkreis Oberbayern und Schwaben erhält 15 Abgeordnetensitze. Davon

fallen 6 Sitze auf die BVP, 6 Sitze auf die SPD, 2 Sitze auf den BBB und ein Sitz auf die

Deutsche Volkspartei in Bayern - DVP. Von den 15 Abgeordneten gehört keiner der USPD an. 

3. Februar 1919 – Kurt Eisner fährt zur Konferenz der Sozialistischen Internationale

München - Bern * Ministerpräsident Kurt Eisner reist in Begleitung von Ernst Toller zur Konferenz

der Sozialistischen Internationale nach Bern ins dortige Volkshaus. Die Konferenz dauert bis zum

10. Februar. Es wird Eisners letzter großer Auftritt werden, den er zur Abrechnung mit den

Sozialdemokraten nutzt. 

4. Februar 1919 – Kurt Eisner spricht auf der Sozialisten-Konferenz in Bern

Bern * Ministerpräsident Kurt Eisner rechnet auf der Konferenz der Sozialistischen Internationale

in Bern mit den Sozialdemokraten ab, nachdem der Vertreter der MSPD, Otto Wels, eine

wehleidige Rede hält, in der er die Haltung seiner Partei vor und während des Krieges den

Vertretern des sozialistischen Europas darlegen will.Im Gegensatz zu Welsch bekennt sich Kurt

Eisner ausdrücklich zur deutschen Schuld. Er erhält dafür am Kongress einen rauschenden

Beifall, wird dafür aber in Deutschland bitter kritisiert.   Annette Kolb, die als Journalistin in Bern
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dabei ist, vermerkt: „Was nun verlautete, war ein Plädoyer für Deutschland, wie es niemals

ergreifender formuliert wurde. Seine kalte Stimme beibehaltend, enthüllte er die ganze Tragik des

unglücklichen Landes. ‚Die Stimme derer, welche im Kampf um die Ideen einer besseren Welt

namenlos in den Kerkern verblichen‘, rief er schneidend den fremden Delegierten zu, ‚drangen

nicht bis zu euch! Stumm verbluteten sie‘. Und im Namen jener neuen und besseren Welt

verlangte er die Freigabe der zurückgehaltenen Kriegsgefangenen.   Man hielt den Atem an.

Denn vor uns stand ein Entronnener aus eben jener Schar stummer Blutzeugen für die Idee der

Gewaltlosigkeit, der Wahrheit und der Menschenliebe. Dies war ihr Los wie vor 2.000 Jahren. In

Eisner hatte der Kongress wohl seine eindrücklichste Figur“. 

6. Februar 1919 – Vereinigung Sozialdemokratischer Beamter in München gegründet

München * Die Vereinigung Sozialdemokratischer Beamter in München&nbsp;wird

gegründet.&nbsp;

6. Februar 1919 – Die USPD beteiligt sich nicht an der Reichsregierung

Berlin - Weimar * Die Unabhängigen Sozialdemokraten antworten auf das Angebot der

SPD-Fraktion zum Eintritt in die Reichsregierung distanziert. Die USPD&nbsp;will sich nur dann

beteiligen, wenn sämtliche Mitglieder der Regierung den entschlossenen Willen zeigen, „die

demokratischen und sozialistischen Errungenschaften der Revolution gegen die Bourgeoisie und

gegen die Militärautokratie sicherzustellen“.&nbsp;

16. Februar 1919 – Nationalversammlungs-Wahlen in Deutschösterreich

Wien - Österreich * In Deutschösterreich finden erstmals freie und gleiche Wahlen statt. Die

verfassungsgebende Nationalversammlung besteht aus       69 Sozialdemokraten,   63

Christsozialen und   24 Deutschnationalen.&nbsp;

21. Februar 1919 – Die Kommunisten verlangen die sofortige Ausrufung der Räterepublik

München * Es ist ein ähnliches Machtvakuum entstanden wie am 7. November 1918. Alleine die

Räte verfügen noch über ein gewisses Maß an Handlungsfähigkeit. Niemand ist mehr an der

Übernahme der Regierung durch die Sozialdemokraten interessiert.    Die Kommunisten um Max
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Levien verlangen die sofortige Ausrufung der Räterepublik. Verhandlungen mit den

Mehrheitssozialisten lehnen sie als Verrat ab. Die Kommunisten sind aber prinzipiell zur

Zusammenarbeit mit der USPD bereit. Auch gegen Kurt Eisner haben sie plötzlich nichts mehr

einzuwenden und loben - jetzt, wo es freilich zu spät ist - in einem Aufruf an das bayerische

Proletariat sein ehrliches und edles Streben, das „Ideal des Sozialismus“ zu verwirklichen.   

Ausgerechnet die radikale Linke, die zu seinen Lebzeiten scharf gegen Eisner Stimmung

gemacht hat, nimmt jetzt für sich in Anspruch, sein Vermächtnis verwirklichen zu wollen. 

21. Februar 1919 – Ein Zentralrat der Bayerischen Republik konstituiert sich

München * Aus Vertretern der Mehrheitssozialisten, Unabhängigen Sozialdemokraten,

Kommunisten sowie den Vollzugsorganen der Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte und dem

Revolutionären Arbeiterrat bildet sich ein Zentralrat der Bayerischen Republik. Dieser sogenannte

Elfmännerausschuss fungiert als Regierungsgremium, das die Geschäfte so lange kommissarisch

führen soll, bis eine endgültige Regelung gefunden wird.     Zum Vorsitzenden des

Zentralrats wird Ernst Niekisch, ein junger Volksschullehrer, Vorsitzender der Augsburger

Arbeiter- und Soldatenräte und Mitglied des Landesarbeitsrates gewählt. Ernst Niekisch ist zwar

Mehrheitssozialdemokrat, gilt aber aufgrund seiner Befürwortung der Räte als Mann des

Ausgleichs zwischen den ideologischen Gegensätzen und wird auch von den rechten

Sozialdemokraten akzeptiert. Er gilt als die Integrationsfigur, die der Republik über die schwere

Zeit hinweghelfen kann.    Neben Ernst Niekisch, Carl Kröplin und Hermann Eisenhut vom

Vollzugsrat der Arbeiterräte gehören dem Zentralrat außerdem an:         Karl Gandorfer, Wolfgang

Hofmann und Johann Wutzlhofer vom Vollzugsrat der Bauernräte,   Fritz Sauber, Engelbert

Kohlschmidt und Johann Panzer vom Vollzugsrat der Soldatenräte   sowie Max Levien und

August Hagemeister vom Revolutionären Arbeiterrat.      Dem Zentralrat wird ein erweiterter

Aktionsausschuss zur Seite gestellt, um die Fülle der anstehenden Arbeiten zu

bewältigen. Dieser wiederum konstituiert verschiedene Kommissionen, die das tägliche Leben

regeln sollen. So entstehen Kommissionen       zur Bewaffnung des Proletariats,   zur Ernährung, 

 zur Lebensmittelversorgung,   für das Wohnungswesen,   für das Gerichtswesen,   für

Aufklärungs- und Nachrichtendienste,   für Heereswesen und   zur Produktionsregelung. 

22. Februar 1919 – Gespräche zur Überwindung der Spaltung der Linken

München * Ernst Niekisch strebt die Wiederannäherung von USPD und SPD an, weshalb drei

Mitglieder des Zentralrats - Niekisch, Sauber und Gandorfer - versuchen, durch Gespräche mit

Delegierten der Münchner Ortsgruppen von SPD, USPD und Freien Gewerkschaften die
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Spaltung der Linken zu überwinden und eine sozialistische Einheitsfront zu begründen.    Die

sechs Verhandlungsführer bezeichnen sich als „Kommission zur Wiederherstellung der Einheit

der sozialdemokratischen Parteien“. Sie erarbeiteten eine Vereinbarung als Grundlage für

Verhandlungen unter den von ihnen vertretenen Interessengruppen.       In der Präambel wird

jeder politische Mord verurteilt, „gleich, von welcher Seite er verübt wird“,   und ein Programm

sozialistischer Einheit aufgestellt, das die Sicherung der Erfolge der Revolution gewährleisten und

einen Bruder- und Bürgerkrieg vermeiden soll.   Artikel 1 sieht vor, dass die Arbeiter-, Bauern-

und Soldatenräte in der Bayerischen Verfassung anerkannt und verankert werden. Rätemitglieder

sollen in Ausübung ihres Amtes Immunität genießen. Außerdem sollen sie den Ministerien

beratend zur Seite stehen.   Nach Artikel 2 sollen die im Amt verbliebenen Minister ihre Stellung

behalten und mit anderen Parteigenossen ein sozialistisches Ministerium bilden, dem ein Mitglied

es Bayerischen Bauernbundes als Landwirtschaftsminister beitreten soll.   Artikel 3 lautet: „Der

am 12. Januar rechtmäßig gewählte Landtag wird, sowie es die Verhältnisse gestatten, wieder

einberufen werden.“   Gemäß Artikel 4 soll das stehende Heer sofort aufgelöst und durch eine

republikanische Schutzwehr, die aus Mitgliedern der Freien Gewerkschaften, des Bauernbundes

und der organisierten Landarbeiterschaft besteht, ersetzt werden.   Nach Artikel 5 wird die

Freiheit der Presse grundsätzlich wiederhergestellt, doch werden gleichzeitig - „bis zur Rückkehr

geordneter Verhältnisse“ - erhebliche Einschränkungen der Pressefreiheit gefordert.      Wie

vorauszusehen war, geben die SPD-Führung und die Freien Gewerkschaften der Vereinbarung

unverzüglich ihre Zustimmung.    Anders die Münchner Räte. Sie zeigten sich über die hinter

ihrem Rücken stattfindenden Gespräche empört. Eine zur Beratung des Programms einberufene

Versammlung löste sich wegen des dritten Artikels in einem Tumult auf. Die Münchner Räte

drohen unverhohlen, dass sie einem Zentralrat, der bereit ist, den Landtag anzuerkennen, die

Bestätigung verweigern will.    Damit besteht die geforderte und so hoch gelobte Einheitsfront nur

noch auf dem Papier. Ernst Niekisch ist jetzt zwar quasi Regierungschef in Bayern. Doch den im

Umbruch befindlichen Staat zu lenken, ist alles andere als einfach. Als zentrale Frage bleibt:

Welches Regierungssystem - Parlamentarismus oder Räterepublik - soll künftig in Bayern

herrschen? 

28. Februar 1919 – Demonstrationszüge zur Befreiung der Inhaftierten

München * Im Wagnersaal und im Mathäserbräu tagen die Unabhängigen

Sozialdemokraten beziehungsweise die Kommunisten, als die Nachrichten über die Verhaftungen

im Landtagsgebäude eintreffen.      Spontan bilden sich Demonstrationszüge zur Befreiung der

Inhaftierten. Von der Türkenkaserne schließt sich ihnen eine Abordnung des Leibregiments an.

Der inzwischen vereinigte Demonstrationszug bewegt sich zum Landtagsgebäude in der
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Prannerstraße, wo die inzwischen befreiten Gefangenen zur Menge sprechen und sich die

Demonstration daraufhin unter Hochrufen auf die Räte auflöst. 

1. März 1919 – Eine von Martin Segitz (SPD) geführte Regierung wird gebildet

München-Kreuzviertel * Nachdem am Tag zuvor beschlossen worden ist, dass die Einberufung

des Landtags auf unbestimmte Zeit verschoben wird, bestimmt der Rätekongress am Nachmittag

des 1. März die neuen Minister.         Der gemäßigte [!] Mehrheitssozialdemokrat Martin Segitz

wird Ministerpräsident und leitet zudem noch das Außen- und Innenministerium,    Ernst Niekisch

[SPD] ist zuständig für Unterricht und Kultus,     Fritz Endres [SPD] für Justiz,     Richard Scheid

[SPD] für militärische Angelegenheiten,   Joseph Simon [USPD] für Handel, Gewerbe und

Industrie,   Edgar Jaffé [USPD] für Finanzen,     Hans Unterleitner [USPD] für soziale

Angelegenheiten und   Theodor Dirr [BBB] für Land- und Forstwirtschaft.     Der parteilose

Heinrich von Frauendorfer übernimmt das Verkehrsministerium.        Nun müssen nur noch die

betroffenen politischen Parteien ihren Mitgliedern die Annahme des Ministeramtes gestatten. 

1. März 1919 – Der Rätekongress wählt einen Aktionsausschuss

München-Kreuzviertel - München-Theresienwiese * Der Rätekongress wählt einen

Aktionsausschuss. Noch während der Sitzung kommt es auf der Theresienwiese zu einer

Demonstration gegen die Verhaftungen vom Vortag und für die Proklamation der

Räterepublik. Die daraufhin aufmarschierende Republikanische Schutztruppe schießt wahllos in

die Menge, tötet drei Menschen und verletzt neun schwer.    Die Nachricht wird im

Rätekongress mit einer Mischung aus Erleichterung und Abscheu aufgenommen. Die

Radikalen sehen darin den völligen „Bankrott der Sozialdemokratie“. Für sie erklärte der

Anarchist Gustav Landauer: „In der ganzen Naturgeschichte kenne ich kein ekelhafteres

Lebewesen als die Sozialdemokratische Partei.“  

3. März 1919 – Generalstreik in Groß-Berlin beschlossen

Berlin * Die Vollversammlung der Groß-Berliner Arbeiter- und Soldatenräte beschließt - bei

Enthaltung der sozialdemokratischen Delegierten - einen Generalstreik. Die Streikziele sind rein

politische. Es geht um       die Anerkennung der Arbeiter- und Soldatenräte,   die sofortige

Durchführung der Hamburger Punkte zur militärischen Kommandogewalt,   die Freilassung aller

politischen Gefangenen,   die sofortige Bildung einer revolutionären Arbeiterwehr,   die sofortige
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Auflösung aller Freikorps,   die Aufnahme politischer und wirtschaftlicher Beziehungen zu

Sowjetrussland sowie   umfassende Kompetenzen für Arbeiter- und Soldatenräte auf

wirtschaftlichem Gebiet. 

4. März 1919 – Die SPD verurteilt die Gewalt der Straße und die Streiks

Berlin * Die Führung der Sozialdemokraten verurteilt die Gewalt der Straße und die Streiks. Damit

nimmt sie die selbe Haltung wie die politisch Rechte ein. 

7. März 1919 – Der Berliner Generalstreik endet um 19 Uhr

Berlin * Die Sozialdemokraten beantragen in der Vollversammlung des Berliner Arbeiterrats die

sofortige Beendigung des Generalstreiks. Auch die Gewerkschaftskommission empfiehlt den

Abbruch des Streiks.    Die Vollversammlung des Berliner Arbeiterrats beschließt - mit den

Stimmen der USPD-Vertreter - den Generalstreik um 19 Uhr zu beenden. Das Ende des Streiks

bedeutet aber nicht das Ende der Gewalt. 

17. März 1919 – Johannes Hoffmann (SPD) einstimmig zum Ministerpräsidenten gewählt

München-Kreuzviertel * Der Bayerische Landtag tritt unter erhöhten Sicherheitsmaßnahmen zu

seiner ersten Sitzung seit dem 21. Februar zusammen. Die Abgeordneten müssen nacheinander

vier Leibesvisitationen und Ausweiskontrollen über sich ergehen lassen.   Eine neue Regierung

unter dem Vorsitz des Mehrheitssozialdemokraten Johannes Hoffmann wird eingesetzt und mit

einem Ermächtigungsgesetz mit umfangreichen Vollmachten ausgestattet.   Johannes Hoffmann

wird auf der Basis des noch von Kurt Eisner vorbereiteten Vorläufigen Staatsgrundgesetzes vom

17. März 1919 zum Ministerpräsidenten des Freistaats Bayern gewählt. Er wird deshalb auch als

erster parlamentarischer, also vom Vertrauen des gewählten Landtags getragener

Ministerpräsident bezeichnet. Aus diesem Grund ist - bis zum heutigen Tag -  in der Bayerischen

Staatskanzlei in der Galerie der Ministerpräsidenten kein Bild von Kurt Eisner aufgenommen

worden.   Der Landtag nimmt das vorläufige Staatsgrundgesetz des Freistaates Bayern an.

Darunter das Gesetz über die Aufhebung des bayerischen Adels. 

21. März 1919 – Otto Neurath stellt dem Ministerrat sein Sozialisierungskonzept vor
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München * Der Wiener Philosoph, Sozialdemokrat und Nationalökonom Otto Neurath stellt auf

Betreiben des USPD-Ministers für Handel und Gewerbe, Josef Simon, dem bayerischen

Ministerrat seine Sozialisierungspläne vor. Simon leitet damit den entscheidenden Schritt zur

Umgestaltung der bayerischen Ökonomie ein, wie sie Ministerpräsident Johannes Hoffmann in

seiner Regierungserklärung angekündigt hat.       Otto Neurath ist ein Verfechter der

Planwirtschaft.   Er will die gesamte gesellschaftliche Produktion in Bereiche einteilen,   alles

nach sozialistischen Grundsätzen erzeugen und verteilen,   und so die Versorgung jedes

einzelnen mit Wohnung, Nahrung, Kleidung, Bildung und Vergnügen gewährleisten.   Die

Bedarfsdeckung der Bevölkerung und nicht der Reingewinn der Unternehmen stehen im

Vordergrund seiner Wirtschaftstheorie.   „So wie man die Volkswirtschaft durch ein

Hindenburg-Programm dem Kriege dienstbar machen konnte, müsste man sie auch dem Glück

aller dienstbar machen können.“      Otto Neurath erhält den Auftrag, seine Pläne im

Sozialisierungsausschuss und im Landtag zu erklären. 

28. März 1919 – Das Gesetz über die Abschaffung des Adels beschlossen

München * Das Gesetz über die Abschaffung des Adels wird beschlossen. Die Sozialdemokraten

gehen wie selbstverständlich davon aus, dass im Rahmen des allgemeinen

Gleichheitsgrundsatzes mit dem Gesetz zugleich das Recht Adelsnamen zu führen entfallen ist. 

3. April 1919 – Die Sozialisierungskommission tritt endgültig zurück

Weimar - Berlin * Die Mehrheitssozialdemokraten lehnen tief greifende

Sozialisierungsmaßnahmen unter dem Eindruck       der harten Forderungen der Alliierten,   der

Demobilmachungsprobleme und   der katastrophalen Ernährungslage ab.      Daraufhin tritt die

Kommission zur Erarbeitung eines Sozialisierungskonzepts endgültig zurück. 

5. April 1919 – Errungenschaften der Revolution auf Dauer erhalten

München * Am 5. und 6. April findet der Gautag der Sozialdemokraten

Südbayerns&nbsp;statt.&nbsp;Die Versammelten erklären sich mit der Errichtung einer

Räterepublik&nbsp;einverstanden, wenn sich die drei sozialistischen Parteien [SPD, USPD und

Kommunisten] an der Durchführung beteiligen.&nbsp;Es geht ihnen um den Erhalt der

„Errungenschaften der Revolution gegen alle Anschläge der Reaktion“.&nbsp;
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7. April 1919 – Die neue Räteregierung wird gebildet

München * In der Räteregierung, also dem Rat der Volksbeauftragten,&nbsp;haben

die&nbsp;Schriftsteller&nbsp;Ernst Toller, Gustav Landauer und Erich Mühsam führende

Funktionen. Ihre geringe politische Erfahrung betrachten sie nicht als Mangel, da sie den

herrschenden Konventionen der Politik ja sowieso ablehnend gegenüberstehen. Deshalb wird die

Erste Räterepublik&nbsp;häufig auch abschätzend als Literatenrepublik bezeichnet.    Das

oberste Gremium der Räterepublik ist der Revolutionäre Zentralrat. Er ist den Volksbeauftragten

übergeordneten. Der Rat der Volksbeauftragten wird jedoch nie zusammentreten.       Oberster

Repräsentant der Baierischen Räterepublik ist zunächst Ernst Niekisch, der aber bereits nach

einem Tag den Vorsitz des Revolutionären Zentralrats niederlegt.   Ernst Toller wird ab dem 9.

April sein Nachfolger. Toller zählt zum linken Flügel der USPD und ist deren Vorsitzender in

München.   Das Amt des Volksbeauftragten für Finanzen übernimmt Silvio Gesell,  

Volksbeauftragter für Volksaufklärung wird der Anarchist Gustav Landauer.   Volksbeauftragter

für Äußeres wird Dr. Franz Lipp [USPD],   Volksbeauftragter für Inneres wird Fritz Soldmann

[USPD],   Volksbeauftragter für Volkswohlfahrt, das ehemalige Ministerium für Soziale Fürsorge,

wird August Hagemeister [USPD],   Volksbeauftragter für Justiz wird Konrad Kübler [BBB],  

Volksbeauftragter für Verkehr wird Gustav Paulukum [USPD],   Volksbeauftragter für Land- und

Forstwirtschaft wird der bisherige Minister Josef Steiner [BBB],   Volksbeauftragter für

Volkswirtschaft wird Edgar Jaffé [USPD],   Volksbeauftragter für Militär wird Otto Killer [USPD].  

Kommissar für das Ernährungswesen wird Johann Wutzlhofer [BBB] und   Kommissar für das

Wohnungswesen wird Dr. Arnold Wadler.      Max Levien wird von von Erich Mühsam für das Amt

als Volksbeauftragter für Militär vorgeschlagen, doch dieser sagt ab, da die KPD die Mitarbeit in

der Räterepublik ablehnt.    Damit wird weder die SPD noch die KPD bei der Ämterverteilung der

Volksbeauftragten berücksichtigt.    Mit&nbsp;der Ausrufung der Räterepublik wird der alte

Zentralrat für „erledigt“ erklärt. Gustav Landauer teilt mit: „Der alte Zentralrat existiert nicht mehr“.

Auch der Aktionsausschuss existiert nicht mehr, was allerdings nirgends offiziell erwähnt wird.

&nbsp;    Der Bayerische Landtag wird       als „unfruchtbares Gebilde des überwundenen

bürgerlich-kapitalistischen Zeitalters“ für aufgelöst erklärt und   die sofortige Gründung einer

Roten Armee angekündigt.&nbsp;

11. April 1919 – Urabstimmung zur Räterepublik

München * Der&nbsp;Sozialdemokratische Verein München&nbsp;hat eine Urabstimmung

zur&nbsp;Räterepublik&nbsp;durchgeführt.&nbsp;Knapp ein Drittel der Mitglieder beteiligt sich

daran.&nbsp;Das Ergebnis ist gespalten.&nbsp;Eine Hälfte spricht sich für, die andere gegen

die&nbsp;Räterepublik&nbsp;aus.&nbsp;
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26. April 1919 – Die seit Längerem bestehenden Differenzen brechen auf

München-Graggenau * Im Hofbräuhaus, in dem sich täglich die Betriebs- und Kasernenräte

treffen, treten die seit längerer Zeit bestehenden politischen Differenzen zwischen den

Kommunisten, Eugen Leviné, Max Levien und Towia Axelrod einerseits, und den Unabhängigen

Sozialdemokraten, Emil K. Maenner, Ernst Toller und Gustav Klingelhöfer andererseits, offen

zutage. Es kommt zu heftigen Auseinandersetzungen, in deren Folge die drei Letztgenannten von

ihren Ämtern zurücktreten.       Der Volksbeauftragte für Finanzen, Emil K. Maenner, erklärt, dass

er nicht mehr für Handlungen bereitsteht, die „politischem Diebstahl“ gleichkommen und keine

Lust mehr hat, in einem „Marionettentheater“ zu sitzen.       Der Kommandeur des

Truppenabschnitts I (Dachau), Ernst Toller, betrachtet die jetzige Räteregierung als ein „Unheil

für das werktätige Volk“, weil die führenden Männer nur zerstören, ohne das geringste

aufzubauen. Deshalb kann er eine weitere Zusammenarbeit mit dem Vollzugsausschuss und

dem Generalstab nicht mehr verantworten.       Aus den gleichen Gründen will auch der

Abschnittskommandant der Roten Armee in Dachau, Gustav Klingelhöfer, seine Ämter

niederlegen.      Der Bankrat stellt sich geschlossen hinter Emil K. Maenner und bezeichnet die

Mitglieder des Vollzugsausschusses als „Hampelmänner“.    Mit ähnlich harten Worten wird die

„katastrophale Versorgungslage“ von den Anwesenden kritisiert, an der die Regierung Hoffmann

nur zum Teil schuld ist.    Nach einem weiteren Beschluss der Betriebsräte sollen die Münchner

Tageszeitungen - unter Auflage einer Vorzensur - wieder erscheinen können.    Während der

Sitzung trifft die Nachricht ein, dass im Passamt fünfzig Pässe gestohlen worden sind. Zur

Untersuchung des Vorgangs wird daraufhin eine Zehnerkommission gebildet. 

5. Mai 1919 – 12 Perlacher Arbeiter werden im Hofbräukeller hingerichtet

München-Haidhausen * Der 19-jährige Konrad Zeller sagt als Zeuge der Erschießungen im

Hofbräukeller folgendes aus: „Gleich nach unserer Ankunft im Hofbräukeller mussten wir in Reihe

antreten. Jemand, wer weiß ich nicht, gab den Befehl: ‚Ludwig raus‘. Ludwig wurde von 2

Soldaten hinter das Auto geführt. Gleich darauf krachte es 2 oder 3 mal. Ich glaube, dass Ludwig

sofort erschossen worden ist“.    Gegen Mittag werden die übrigen elf Perlacher von

Erschießungskommandos hingerichtet. Bei den Ermordeten handelt es sich um den bereits

erwähnten Hafnermeister Josef Ludwig sowie die Hilfsarbeiter Artur Koch, Johann Keil, Sebastian

Hufnagel, Albert Dengler, sowie den Arbeiter Albert Krebs, der Schweizer Staatsbürger war,

weiters um den Schreiner Georg Jakob, den Maurer Josef Jakob, den Eisenbahnarbeiter Georg

Eichner, den Arbeiter Konrad Zeller, den Korbmacher August Stöber und den Former Johann

Fichtl.    Josef Ludwig ist Vorsitzender des Perlacher Arbeitersrats, dem aus dem Kreis der

Ermordeten noch Josef Jakob und August Stöber angehören. Außerdem ist Ludwig Mitglied im
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Gemeindeausschuss und steht dem wichtigen Lebensmittelausschuss vor.     Von den zwölf

Ermordeten sind zehn Mitglieder der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei Deutschlands -

USPD. Zwei der Getöteten sind Junggesellen; insgesamt werden zehn Frauen zu Witwen, die

sich um 46, davon 35 minderjährige Kinder [!], sorgen müssen. 

7. Mai 1919 – Josef Hofmiller analysiert die Lage der SPD

München-Haidhausen * Josef Hofmiller, der Herausgeber der reaktionären Zeitschrift

Süddeutsche Monatshefte, analysiert die Situation: „Die Sozialdemokratie ist in einer Zwickmühle:

sie ist gezwungen Farbe zu bekennen, und diese Farbe ist nicht rot, wie die Masse geglaubt hat.

Sie hat niemals gewagt, den trennenden Strich zwischen sich und den Kommunisten zu ziehen;

die Leute aber, die die Regierung Hoffmann jetzt erschießen lässt, sind lauter Kommunisten.   

Die Sozialdemokratie hat die Massen immer auf den großen Kladderatatsch [= eine alte, in der

Kaiserzeit gebrauchte, humorvolle Bezeichnung für die Revolution] vertröstet und scharf

gemacht; jetzt, wo die Massen den Kladderatatsch machen und ausnützen wollen, lässt sie auf

sie schießen.     Man sieht es jeder Nummer der ‚Münchener Post‘ an, wie greulich der offiziellen

Sozialdemokratie die durch ihre eigene Schuld unheilbar gewordene Lage ist.“ 

17. August 1919 – Ein Volksfest zugunsten der gefallenen Revolutionäre

München-Giesing * Die Unabhängige Sozialdemokratische Partei - USPD lädt „alle sozialistisch

denkenden Männer und Frauen Münchens“ in die Waldrestauration Altstadelheim zu einem

„Volks-Fest mit Tanz, Glückshafen, Taubenstechen und Kegelscheiben“ ein. Der Erlös wird „den

Hinterbliebenen der gefallenen Revolutionäre“ zufallen. 

14. September 1919 – Der Antisemitismus von Hitlers Förderer

München * Der den Gefreiten Adolf Hitler stark unterstützende Hauptmann Karl Mayr äußert sich

zu Hitlers stark ausgeprägten Antisemitismus so: „Ich bin mit dem Herrn Hitler durchaus der

Anschauung, dass das, was man Regierungssozialdemokratie heißt, vollständig an der Kette der

Judenheit liegt. […] Alle schädlichen Elemente müssen wie Krankheitserreger ausgestoßen oder

‚verkapselt‘ werden. So auch die Juden.“ 
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17. Januar 1920 – Der Eisner-Mörder wird zu lebenslanger Festungshaft begnadigt

München * Der mehrheitlich konservative Ministerrat tritt zu einer Sitzung zusammen, um die

Begnadigung des Mörders Graf Anton von Arco auf Valley zu beschließen. Der Beschluss

erfolgt in Abwesenheit des Ministerpräsidenten und Eisner-Nachfolgers Johannes Hoffmann,

eines königlich-bayerischen Sozialdemokraten, der nicht ohne Unverständnis für die Tat ist. In

der Sitzung äußert Justizminister Ernst Müller-Meiningen den aufschlussreichen Satz: „Ich würde

mich vor meinen Kindern schämen, einen Mann wie Arco ins Zuchthaus zu schicken.“    Da eine

Zuchthausstrafe als die schärfste Haftart angesehen wird, begnadigt man den Grafen Arco zu

einer lebenslangen Festungshaft, der komfortabelsten Art des Freiheitsentzugs, die gleichzeitig

als ehrenvoll gilt. Bei dieser Begnadigung bezieht man sich ausdrücklich auf die erst am Vortag

selbst formulierte Achtungsbezeugung vor dem Mörder eines amtierenden Ministerpräsidenten.

Anton Graf von Arco auf Valley tritt als erster Festungshäftling seine Luxushaft in Landsberg am

Lech an. 

27. August 1922 – Der Deutsche Katholikentag in München wird eröffnet

München - München-Maxvorstadt * Der Deutsche Katholikentag in München wird eröffnet. Für die

anreisenden Zehntausenden von Gläubigen wird ein großer Festgottesdienst auf

dem Königsplatz abgehalten, bei dem sich die katholische Kirche mit eindrucksvollem Gepränge

darstellt. Die Straßen der Stadt sind mit Fahnen geschmückt, nur

das Schwarz-Rot-Gold der Weimarer Republik ist demonstrativ vergessen worden.  Kardinal

Michael von Faulhaber enthält sich bei dieser zur politischen Kundgebung umgestalteten

Veranstaltung weder politischer noch demokratiefeindlicher Äußerungen und ruft in seiner

Ansprache zum Kampf der Kirche gegen den Staat auf:  „Wehe dem Staat,     der seine

Rechtsordnung und Gesetzgebung nicht auf den Boden der Gebote Gottes stellt,  der eine

Verfassung schafft ohne den Namen Gottes,   der die Rechte der Eltern in seinem Schulgesetz

nicht kennt,   der die Theaterseuche und die Kinoseuche nicht fernhält von seinem Volk,   der

Gesetze gibt, die die Ehescheidung erleichtern,   die die uneheliche Mutterschaft in Schutz

nehmen“.    Diesem Satz folgt ein - von den dicht gedrängten Besuchern stürmisch bejubelter -

rhetorischer Tiefschlag gegen die Republik und ihrer Gründer: „Die Revolution war Meineid und

Hochverrat und bleibt in der Geschichte erblich belastet und mit dem Kainsmal gezeichnet“.

Diese Worte wirken, wie Faulhaber später einmal recht zufrieden feststellt, wie eine Bombe. Der

Kardinal versagt sich damit wieder einmal - mit seiner ganzen Autorität und in der Öffentlichkeit -

der Weimarer Republik und bereitet damit - ohne das möglicherweise direkt zu beabsichtigen -

Adolf Hitler den Weg.  Schon damals stellt die sozialdemokratische Münchener Post unter der

Überschrift „Wohin des Wegs, Herr Kardinal?“ fest: „Seine Ansichten sind ein Beweis für den
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Machthunger der römischen Kirche und ihres Klerus, die nicht mit dem Staat in Frieden und

Verträglichkeit zusammenleben, sondern ihn um jeden Preis beherrschen wollen.“    Die in

Anwesenheit der Spitzen von Kirche, Staat und Gesellschaft gemachten Aussagen

des Kardinals führen allerdings auch zu einem „weltweit hallenden Eklat“ und veranlasst die -

konservative - Reichsregierung, sich bei Papst Pius XI. zu beschweren. Damit, dass sich ein

Widerstand derjenigen Katholiken formiert, die im neuen Staat ehrlich mitarbeiten wollen, hat

Faulhaber nicht gerechnet. 

19. September 1922 – Faulhaber verhindert Ordensverleihung an Adenauer

München-Kreuzviertel - Rom-Vatikan * Kardinal Michael von Faulhaber schreibt an den

Unterstaatssekretär im Vatikan, Giuseppe Pizzardo, über die öffentliche Auseinandersetzung mit

Konrad Adenauer:     „Er behauptete, die Revolution sei organisch geworden, die gestürzten

Herrscherhäuser seinen morsche Bäume gewesen, der deutsche Katholizismus sei auf das

deutsche Vaterland angewiesen. [...] Ich bitte darum Eure Exzellenz, es möge keine päpstliche

Kundgebung erfolgen, die von den Katholiken als Zustimmung zur Politik des Zentrums und zu

einer Koalition mit der Sozialdemokratie ausgelegt werden könnte. Präsident Adenauer wird die

päpstliche Auszeichnung, die früher für den Präsidenten üblich war, nicht erhalten können“.     

Damit verhindert Kardinal Faulhaber, dass Konrad Adenauer den sonst üblichen päpstlichen

Orden bekommt.      In einer eigenwilligen Rechtfertigung gegenüber dem bayerischen

Gesandten beim Vatikan schreibt Faulhaber am selben Tag: „[...] Damit habe ich nicht die

Verfassung von Weimar und die republikanische Staatsform an sich verurteilt; denn eine

Verfassung kann rechtmäßig zustandegekommen sein, ohne daß dadurch die vorausgehende

Revolution legitimiert wird. Ein unehelich Geborener kann ein ordentlicher Mensch werden, ohne

daß damit die uneheliche Mutterschaft als solche Rechtsdasein erhält.“ 

26. September 1923 – Generalstaatskommissar von Kahr verhängt den Ausnahmezustand

München * Der gerade zum Generalstaatskommissar mit diktatorischen Vollmachten ernannte

Gustav Ritter von Kahr verhängt den Ausnahmezustand in Bayern.       Damit unterstellt er die in

Bayern stationierten Einheiten der Reichswehr seinem Kommando.   Gleichzeitig verbietet er das

Erscheinen der sozialdemokratischen Zeitung Münchener Post. 

20. Juli 1932 – Es kommt zum sogenannten Preußenstaatsstreich
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Berlin * An diesem Tag kommt es zum sogenannten Preußenstaatsstreich. Mit Vollmacht des

Reichspräsidenten Paul von Hindenburg setzt Reichskanzler Franz von Papen die

sozialdemokratische Preußische Staatsregierung ab und ernennt sich selbst zum

Reichskommissar für Preußen.     Die preußischen Ministerien werden durch die

Reichswehr besetzt und die Minister unter Gewaltandrohung aufgefordert, ihre Amtsräume zu

verlassen. Preußen erhält den Status eines Reichslandes, das ohne eigene Regierung, von der

Reichsregierung mit der linken Hand mitregiert wird. Das bedeutet das Ende der staatlichen

Eigenexistenz Preußens, womit die diplomatische Vertretung an der Prinzregentenstraße

überflüssig geworden ist.    Die Schack-Galerie wird seither - bis zum Jahr 1939 - von der Berliner

Schlösserverwaltung betreut. Mit dem Verschwinden der Preußischen Gesandtschaft geht aber

auch ein Stück bayerische Eigenständigkeit verloren.

5. März 1933 – Die gemeinsamen Feinde der katholischen Kirche und der NSDAP

München-Kreuzviertel - München-Maxvorstadt * In ihrer unbedingten Gegnerschaft zum

Bolschewismus und zur Freidenker- und Gottlosenbewegung sind sich katholische Kirche und

NSDAP einig. In einem Schreiben teilt Kardinal Michael von Faulhaber dem päpstlichen

Nuntius Alberto Vassallo di Torregrossa mit:     „Verbot auf die gesamte kommunistische

Propaganda und auf die sozialdemokratischen Freidenkerverbände ausgedehnt, die ebenso

radikal wie die eigentlichen Proletarier gegen christlichen Glauben und christliche Sitte wüteten.

[...] Sicher müssen neben den staatlichen Gewaltmitteln heute die kirchlichen Kräfte neu erweckt

werden, um den Vormarsch des russischen Bolschewismus zum Weltbolschewismus in

Deutschland aufzuhalten.“

8. Juni 1933 – Toni Pfülf begeht in ihrer Wohnung Selbstmord

München-Maxvorstadt * Toni Pfülf begeht in ihrer Wohnung im Gartenhaus der Kaulbachstraße

12 Selbstmord. Nach den Reichstagswahlen im März 1933 wurden viele Sozialdemokratinnen

und Sozialdemokraten in Schutzhaft genommen. Auch Toni Pfülf war vorübergehend wegen

„Aufforderung der Arbeiterschaft zum Widerstand gegen das NS-Regimes“ verhaftet worden.

Februar 1942 – Alfred Delp nimmt Verbindungen zum Kreisauer-Kreis auf

München-Bogenhausen * Im Auftrag des Jesuiten-Ordensprovinzials August Rösch nimmt Alfred

Delp -  als Experte für Fragen der Katholischen Soziallehre, insbesondere der Arbeiterfrage -
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Verbindungen zum Kreisauer-Kreis auf, um die Erneuerung des Staates auf der Grundlage der

christlichen Soziallehre nach dem absehbaren Zusammenbruch des Dritten Reiches zu

bewirken. Die Gruppierung um Graf James von Moltke gewinnt bis 1944 an Breite.     Neben

Priestern beiderlei Konfession, Offizieren, Adeligen und meist konservativen Politikern arbeiten

auch Sozialdemokraten mit.

1970 – Ein roter Fleck im schwarzen CSU-Meer

Burglengenfeld * Hans Schuierer (SPD) wird zum Landrat des damaligen Landkreises

Burglengenfeld gewählt. Er folgt auf Walter Haschke, ebenfalls SPD, der das Amt seit 1948

innehat. Schuierer bleibt bis zur bayerischen Gebietsreform 1972 Landrat von Burglengenfeld.  

Als die Gebietsreform ansteht, gilt Burglengenfeld als roter Fleck im ansonsten von der CSU

dominierten Bayern. Der Landkreis soll mit drei weiteren Landkreisen zusammengelegt werden.

Nach Schuierers späterer Darstellung verfolgt der neue Gebietszuschnitt auch ein politisches

Ziel: Der sozialdemokratische Landrat soll sein Amt verlieren. Der damalige Regierungspräsident

der Oberpfalz bestätigt ihm dies Jahre später.

11. Juni 1972 – Hans Schuierer gewinnt die Landratswahl

Schwandorf * Hans Schuierer (SPD) wird zum Landrat des neu gebildeten Landkreises

Schwandorf gewählt. Zunächst liegt er mit nur 375 Stimmen vor seinem CSU-Gegenkandidaten

Peter Spichtinger.   Auf Veranlassung des bayerischen Ministerpräsidenten Alfons Goppel wird

das knappe Wahlergebnis nachgezählt. Schuierer kommentiert den Vorgang später sinngemäß:

Wenn ein Sozialdemokrat in einem CSU-geprägten Landkreis gewinnt, könne etwas nicht

stimmen. Doch die Nachzählung bestätigt seinen Sieg: Sein Vorsprung wächst um weitere 50 auf

insgesamt 425 Stimmen.

3. Oktober 1988 – Das Kurt-Eisner-Denkmal von Erika Maria Lankes wird akzeptiert

München * Im Bauausschuss einigt man sich, den Entwurf der Münchner Künstlerin Erika Maria

Lankes für ein Kurt-Eisner-Denkmal zur Annahme zu empfehlen. Die prinzipiellen Bedenken

gegen ein „Denkmal für einen Bürgerschreck“ sind in der Zwischenzeit offensichtlich überwunden.

     Herausgekommen ist ein für Bayern typischer politischer Kuhhandel: ein ebenerdiges

Bodendenkmal, eine lebensgroße in Eisen gegossene Umrisszeichnung des erschossenen

Ministerpräsidenten auf dem Gehweg. Damals ist noch nichts von dem Hauptargument der
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Verhinderer der Stolpersteine zu hören, dass Antidemokraten und Faschisten ihre

Springerstiefeln an dem ermordeten jüdischen Sozialdemokraten abwischen könnten. 

16. November 1993 – „... Bayern einen Winter lang vor dem totalen Chaos bewahrt“

München * Klaus Warnecke, Landtagsabgeordneter der SPD schreibt in der Süddeutschen

Zeitung einen Leserbrief und bringt darin folgende Meinung zum Ausdruck:    „[...] Die

Hindenburgs, Ludendorffs und ihre monarchistischen Attrappen hatten das Volk im

Reichsdurchschnitt im Herbst 1918 auf 500 bis 600 Kalorien pro Tag und Nase

heruntergehungert. [...] 200.000 bayerische Soldaten waren gefallen. [...]      Während sich die

Monarchie von dannen stahl und die Generäle an der Dolchstoß-Legende zu stricken begannen,

gab es in München eine einzige Kraft, die halbwegs Ordnung in das Chaos zu bringen versuchte

und den Umständen entsprechend auch brachte: die von den Konservativen und Reaktionären

aller Richtungen bisher aus jeder politischen Verantwortung ferngehaltenen Sozialdemokraten

und deren linkspazifistische Absplitterung die USPD mit Eisner an der Spitze. [...]      Der totale

politisch/militärisch/soziale Scherbenhaufen des Winters 1918/19 war das Erbe des

Großmachtwahns der Feldmarschälle und Monarchen.     Das Kabinett unter Ministerpräsident

Kurt Eisner mit dem Innenminister Erhard Auer und Albert Roßhaupter, die sich auf den

eigentlichen Ordnungsfaktor in München, die Arbeiterräte, stützen konnte, hat Bayern einen

Winter lang vor dem totalen Chaos bewahrt.     Das wahre Chaos begann erst, als der

rechtsradikale Offizier Graf Arco den Pazifisten Kurt Eisner am 21. Februar 1919 auf offener

Straße ermordete. [...].“
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